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V O R W O R T 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit den Veränderungen i n den Handels­
bilanzen der EWG-Länder, wie sie sich zwischen 1958 und 1967 vollzogen haben. 
Wegen der engen Interdependenz zwischen reiner Handelsexpansion und Handels­
b i lanz , handelt es sich bei der Arbeit notwendigerweise nicht nur um eine Unter­
suchung der Gleichgewichtssituation a l l e in , sondern auch um eine Analyse der 
Veränderungen der Exporte und Importe für sich betrachtet, da erst deren Gegen­
überstellung eine Gleichgewichtsbetrachtung ermöglicht. 

Mit te 1968, als die Arbeit kurz vor ihrem Abschluß stand, konnte eines der 
Hauptziele der EWG, die Zol lunion , verwirklicht werden. Dadurch hat die vor­
liegende Untersuchung zusätzlich eine erhöhte Aktualität erhalten, sofern es mit 
ihrer Hilfe möglich sein wird,einen Einblick in die Auswirkungen dieses nun 
vollzogenen Liberalisierungsprozesses des Außenhandels zu gewinnen, auch wenn 
wir aus zeit l ich-technischen Gründen unsere Analyse kurz vor diesem Stand der 
Ereignisse abbrechen mußten. 

Durch direkten Kontakt mit den einschlägigen Dienststellen der E W G - K o m m i s ­
sion und des Statistischen Amtes der Europäischen Gemeinschaften war es uns d a ­
bei möglich, einen Überblick über die Problematik zu verschaffen und Anregun­
gen aus deren Informationen zu ziehen. 

Es ist mir e in aufrichtiges Bedürfnis, meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor 
Dr. Basilio BIUCCHI, für die liebenswürdige Überlassung dieses interessanten 
Themas zu danken. Seine persönlichen Hinweise und die Anregungen aus seinen 
Vorlesungen über die Grundprobleme des Außenhandels und der Integration, aber 
auch die Seminare über die neuere Entwicklung der Außenwirtschaftstheorie von 
Herrn Professor Dr. Florian FLECK konnte..l die Ausrichtung der Arbeit von A n ­
fang an entscheidend beeinflussen. Ihnen beiden bin ich zu besonderem Dank 
verpflichtet. 

Freiburg, November 1968 
Robert Hettlage 
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E I N L E I T U N G 

A m 25, 3.1957 wurde in Rom mit der Unterzeichnung des EWG-Vertrages durch 
die sechs Signatarstaaten Deutschland, Frankreich, Italien und die drei Benelux -
Länder die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft gegründet. Dieses Ereignis rief 
seitens der Wirtschaftstheoretiker und Praktiker von Anfang an eine Flut von 
Analysen, Stellungnahmen und Kommentaren jeglicher Art hervor, die ein wah­
res Spektrum verschiedenartigster Reaktionen, von erbitterter Ablehnung bis zu 
enthusiastischer Zustimmung, aufleuchten lassen. 

M i t bitterer Verachtung über diese neuartige "imperialistische Verschwörung, die 
die Ausbeutung der westeuropäischen Länder erhöht und die Militarisierung der 
Volkswartschaft forciert" , spricht das kommunistische Parteiorgan der DDR nur 
von einem "Komplott von Rom". Es warnte die Völker Europas vor den "Phrasen 
vom 'Gemeinsamen Markt* und 'europäischer Wirtschaftseinheit'" mit dem H i n ­
weis darauf, "daß schon Lenin die Parole der 'Vereinigten Staaten von Europa' 
als Heuchelei der Monopolherren entlarvte". 

Vom gerade entgegengesetzten Standpunkt des Liberalen aus ließ sich noch 1964 
Wi lhe lm ROEPKE zu einer einzigartigen Verdammungsrede der EWG hinreißen, 
indem er sie als einen "Tr iumph einer rein quantitativen Kultur in Europa", als 
einen " G i p f e l des Materialismus und Organisationskultes unserer Z e i t " klassi f i ­
zierte. Dabei könnte die "von Brüssel gerührte Knetmaschine" zu nichts anderem 
als einem "Europabrei" führen, der le tzt l ich ein "Verrat am geistig-moralischen 
Erbgut" unserer Staaten sei. 2 ) 

Eine äußerst skeptische Distanz zum EWG-Vertrag (EWGV) behält auch Jens 
DANIEL, der von einem "Tanz beamteter Illusionen" spricht. Wieder e inmal 
solle "eine wirtschaftliche Institution von zweifelhaftem Funktionswert wie von 
Zauberhand Europa schaffen". Es sei nicht ratsam, "das offensichtlich Nichtfunk-
tionierende" zu tun, nur um überhaupt etwas zu unternehmen, zumal diese V e r ­
träge " i n ihren Konsequenzen so wenig durchdacht sind, wie nur je ein Vertrag' 
und eine Polit ik darstellen, "die unökonomisch und uneuropäisch ist" . 3 ) 

Auch wenn die Leitart ikel einiger Blätter sogar offen mit "Die Fabel vom Gemein 
samen Markt" 4) oder mit "The New Utopia" 5) überschrieben sind, so ist d o c l i 

1) Das Komplott von Rom. In: Neues Deutschland vom 27.3 . 1957. 
2) ROEPKE, W . : In: Rheinischer Merkur vom 7. 2. 1964, 
3) DANIEL, J . : Der Markt der Illusionen. In: Der Spiegel. Das Deutsche 

Nachrichtenmagazin vom 27. 3. 1957. 
4) Frankfurter Rundschau vom 28.3.1957. 
5) The New Statesman and Nation vom 30.3. 1957. 
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die allgemeine Grundstimmung zu dieser Ze i t , wenn auch nicht direkt ablehnend, 
so doch zumindest reserviert und bedenklich. Eingedenk des Ausspruches von 
B I S M A R C K , wer von Europa spreche, habe unrecht, erklärte die Süddeutsche 
Zeitung: "Der historischen Stunden wurden uns schon so viele angekündigt, daß 
wir uns mit Bangen fragen, wem die nächste schlägt". -0 
Immerhin hat auch Ludwig ERHARD - und sicherlich mit Recht - darauf hinge­
wiesen, daß in den Vertragsartikeln Gut und Böse z i e m l i c h dicht beieinander 
l iegen, und nur der Geist, der die künftige Arbeit beseelt, über die eine oder 
andere Richtung entscheiden könne. 2) 

Dennoch fanden sich auch schon damals einige begeisterte St immen, schrieb doch 
die Frankfurter Al lgemeine Zeitung: "Es ist ein großartiger Entschluß. Und es 
wird , wenn es gelungen sein wird, eine großartige Leistung sein" . 3 ) Endlich 
sei die "europäische Flurbereinigung" 4) i n Gang gekommen. Und schließlich 
hielt der amerikanische Präsident John F. K E N N E D Y den Aufbau des Gemeinsa­
men Marktes für die größte politische Leistung des 20. Jahrhunderts. 

Mit t lerwei len sind über 10 Jahre der Integrationsentwicklung verstrichen, während 
der jeder Schritt der EWG weiterhin mit größter Aufmerksamkeit begutachtet 
wurde. Zur Routine erstarrte Europaformeln und politische Divergenzen haben 
politische Ernüchterung hervorgerufen, während die unbestreitbaren Erfolge auf 
wirtschaftlichem Gebiet die negativen Stimmen weitgehend ausgeschaltet haben. 
Ja, sie haben sogar einem ungläubigen Staunen und neuen Hoffnungen Platz ge­
macht, deren beste Illustration die nicht abreißende Kette von Assoziations- und 
Beitrittsanträgen ist. 

Der Kalender der Bemühungen um die EWG, besonders aber die wiederholten 
Anträge einiger Staaten auf einen Anschluß sprechen für sich, zumal die m e i ­
sten dieser Antragsteller seit 1960 der E F T A , einem "Konkurrenzunternehmen" 
der E W G , angeschlossen sind, welche ihrerseits e in Liberalisierungsprogramm 
verwirklicht hat: 

1) Süddeutsche Zeitung vom 27. 3. 1957. 
2) Zit iert aus: Die erste Etappe. In: Handelsblatt vom 27.3,1957. 
3) Frankfurter Al lgemeine Zeitung. "Die Unterschrift" vom 26.3.1957. 
4) Christ und Welt vom 4. 4. 1957. 
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8. 6. 1959 Assoziationsantrag Griechenlands 
31. 7.1959 Assoziationsantrag der Türkei 

31. 7.1961 1. Beitrittsgesuch Irlands 
9. 8.1961 1. Beitrittsgesuch Großbritanniens 

10. 8.1961 1. Beitrittsgesuch Dänemarks 
15.12.1961 Assoziationsanträge der Schweiz, Österreichs und 

Schwedens. 

9. 2.1962 Assoziationsantrag Spaniens 
30. 4.1962 1. Beitrittsgesuch Norwegens 
18. 5.1962 Assoziationsantrag Portugals 

4 .10.1966 Assoziationsantrag Israels 

11. 5.1967 2. Beitrittsgesuch Großbritanniens 
12. 5.1967 2. Beitrittsgesuch Dänemarks 
24. 7.1967 2. Beitrittsgesuch Norwegens 
26. 7.1967 2. Assoziationsantrag Schwedens. 

Diese Welle nunmehr meist positiver Stellungnahmen zu diesem von der EWG 
unternommenen "Umschmelzungsprozeß der europäischen Wirtschaft" 1) endete 
also in einem wahren "Sturmlauf zur E W G " . 2 ) Wegen der in der Integrationszeit 
erfolgten Wirtschaftsexpansion i n den EWG-Staaten wurden zahlreiche Beobachter 
sogar dazu veranlaßt, diese dynamischen Kräfte a l le in der Errichtung der EWG z u ­
zuschreiben und von einem baldigen Beitritt zur EWG eine Erlösung von al len 
chronischen Wirtschaftsschwierigkeiten ihrer Länder zu erwarten. Dabei ist so et­
was wie ein "EWG-Mythos" 3 ) entstanden, dessen unverkennbare Tendenzen zu 
einer vorschnellen Deduktion al ler Wirtschafts- und besonders Handelsveränderun­
gen aus einem monokausal wirkenden "EWG-Effekt" einer realistischen, sachlichen 
Analyse nur abträglich sein können. 

Die nunmehr vergangene, erste Dekade wirtschaftlicher Aktivität der EWG an sich, 
aber auch die Gefahr einer a l lzu sorglosen und simplif izierenden Bewertung ihrer 
Ergebnisse für die Entwicklung der Handelsbilanzen, ist eine Veranlassung, Rück-

1) Die Schweiz und der europäische Integrationsprozeß. In: Neue Zürcher 
Zeitung vom 29. 6.1966, 

2) L O C H , T h . M . : Der Sturmlauf zur EWG. In: Europäische Gemeinschaft. 
8/1967, S. 1 ff. 

3) Gibt es schon einen EWG-Mythos? In: Ifo-Schnelldienst. Wochenberichte 
des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung München. 16. Jg. Nr. 21, 24.5. 
1963, S. 4 ff. 
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schau auf das bisher Erreichte zu halten und eine realistische Einschätzung der 
w i r k l i c h der E W G als solcher zuzurechnenden Ergebnisse zu versuchen. 

Dies ist umso mehr angezeigt, als zwar schon jetzt eine fast unübersehbare 
Literatur über die EWG an sich und gewisse ihrer Teilaspekte besteht, dabei aber 
die Veränderung in den Handelsbilanzen der EWG-Länder in den seltensten Fäl­
len i m Vordergrund des Interesses stand. Dies nachzuholen ist die Aufgabe vor­
liegender Arbeit . 

Die Veränderungen in den Wirtschaftsstrukturen der Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, wie sie durch den Aufbau dieser engen Inte­
grationsform bezweckt sind, muß sich auf irgendeine Weise in den Handelsbilan­
zen , als eine der wesentlichen Bilanzen der außenwirtschaftlichen und binnen­
wirtschaftlichen Vorgänge, niederschlagen. Dieser Beziehung wollen wir i m 
folgenden nachgehen. Wir werden versuchen, die Veränderungen in den H a n ­
delsbilanzen i m Spiegel der Errichtung der EWG und ihrer Integrationsproblema­
tik zu betrachten. 

Daraus läßt sich jedoch ersehen, daß die Entwicklung der Handelsbilanzen i m 
Grunde mit al len wesentlichen Problemen des Wirtschaftsprozesses verbunden 
ist und ihre Interpretation daher nur in einem weit gesteckten theoretischen 
wie empirischen Rahmen unternommen werden kann. U m diesen Zusammenhang 
aufzuschlüsseln, wenden wir uns zuerst der Untersuchung z u , welches die Z i e l e 
der EWG in bezug auf den Warenverkehr ihrer Mitgliedsländer sind und welche 
direkten oder indirekten Instrumente sie zur Erreichung dieser Z ie le einsetzen 
w i l l bzw. bisher eingesetzt hat. Erst dann können wir erforschen, wie sich der 
Aufbau dieser Wirtschafts- und Handelskonzeption der EWG auf die Handelsbilan­
zen ausgewirkt hat. 
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E R S T E R T E I L 
H I S T O R I S C H E U N D B E G R I F F L I C H E G R U N D L E G U N G 

I . K A P I T E L : 
VORGESCHICHTE UND TYPOLOGIE DER EWG 

1 . E n t s t e h u n g s g e s c h i c h t e 

1. 1. Grundmotive bei der Gründung der EWG 

Der Gründung der EWG am 25. 3. 1957 liegen sowohl politische als auch wirt ­
schaftliche Überlegungen zugrunde. 

a) Situationsanalyse nach dem 2. Wel tkr ieg 

Obwohl schon seit Jahrhunderten Gegenstand idealer Visionen oder realer, 
politischer Aspirationen, konnte die Idee einer europäischen Einigung erst nach 
der Umwälzung des zweiten Weltkrieges zu einer solchen überragenden Geltung 
gelangen, daß gemeinsame politische Schritte zur Errichtung einer engen euro­
päischen Völkergemeinschaft unternommen wurden. Den Anlaß dazu bot die 
politische und die wirtschaftliche Gefahr, die dem europäischen Kontinent durch 
die totale Zerschlagung seines Wirtschafts- und Sozialgefüges drohte. 

Einer äußeren Bedrohung war Europa insofern ausgesetzt, als es infolge seiner Des­
integration, i m Kampf der beiden Großmächte, USA und UdSSR, seiner politischen 
Eigenständigkeit beraubt zu werden drohte. Zugle ich drohte aber auch von innen 
her eine Gefahr. Gerade nach dem Krieg schienen die alten Feindschaften der 

1) Die Idee Europa. Quellen zur Geschichte der politischen Einigung, dtv-
dokumente Nr. 134, München 1962, Die ersten Quellen datieren dieser 
Sammlung zufolge schon aus dem 14. Jahrhundert. 

Anmerkung: 
U m die vorliegende Arbeit nicht zu überlasten, werden wir i m folgenden die S te l ­
lennachweise soweit als möglich abgekürzt wiedergeben. Für ein genaues Q u e l ­
lenstudium verweisen wir den Leser auf unseren bibliographischen Anhang, in dem 
zum T e i l auch Werke aufgeführt sind, die von uns zwar bearbeitet, aber aus 
Platzmangel nicht zit iert sind. 
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europäischen Nationen, einen neuerlichen Rückfall in den ehemaligen Part iku­
larismus heraufzubeschwören, der imstande gewesen wäre, nicht nur die V e r ­
schiebung der politischen Einflußsphären zu beschleunigen, sondern sogar die 
definitive Auflösung Europas einzulei ten. 

Die Überlebensfrage Europas begann sich aber auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
aufzudrängen. So rief ein Vergleich mit der geradezu erdrückenden Wirtschafts­
überlegenheit der beiden Giganten nach einer Neuorientierung der Zusammen­
arbeit in Europa. A l l e i n der Vergleich der Rohstoffbasis ließ erkennen, daß e in 
einzelnes europäisches Land niemals mehr über den Status eines inferioren Wirt ­
schaftspartners der Großen würde hinausgelangen können. Nur eine substantielle 
Stärkung der Wirtschaftsmacht konnte das Absinken des Welthandelsanteils und 
die Untcrlegenheit gegenüber der Weltkonkurrenz verhindern. 

Schließlich bedrohte die Zersetzung Europas auch dessen ehemalige Weltgeltung 
als kulturel l -zivi l isatorisches Kerngebiet. So war auch der Kampf gegen den 
kulturel len Bankrott eines Kontinents, der ehemals den Anstoß zum z i v i l i s a t o r i ­
schen Fortschritt der Welt gab, ein Anlaß, neue Wege in der europäischen Frage 
zu suchen. 

b^ Politische Motive der Integrationsbeweg^uiig^ 

Aus den Schwächen der Desintegration setzte sich nach und nach die Erkenntnis 
durch, Europa durch eine Integration zu stärken. Das Ideal der Vereinigten 
Staaten von Europa erschien als das einzige M i t t e l zur Rettung vor seinem Z e r ­
f a l l , denn tatsächlich gab es nur die Alternative, zerstritten dem Untergang 
entgegenzugehen oder aber als einheit l icher Kulturraum wieder e in kontinenta­
ler Machtfaktor zu werden, der sich gegen die Großmächte behaupten konnte. 

A n diesem wiedererstarkenden West-Europa, das sich den sowjetischen Machtan­
sprüchen erfolgreich zu widersetzen vermochte, hatten nicht nur die USA ein 
lebhaftes Interesse, sondern auch Europa selbst, das weltpolitisch seine Rolle als 
Gleichgewichtsfaktor zwischen den Mächten erkannte. Es wurde deutl ich, daß 
die "Aufwertung des alten Kontinents" durch eine politische Konföderation die 
Funktion einer Brücke zwischen den Kontinenten würde übernehmen können. 

Selbstverständlich war man realistisch genug, bei aller Gemeinsamkeit in der 
Grundüberzeugung, die großen politischen Hindernisse dabei nicht zu verken­
nen. Bevor man überhaupt zu versuchen wagte, die politischen Institutionen 
zusammenzulegen, wollte man der Wirtschaft den ersten Schritt zur politischen 
Einheit überlassen. Man wußte, daß zuerst auf der Basis des wirtschaftlichen 
Selbstinteresses eine "gemeinsame Sprache" herausgebildet werden müsse, bevor 
auf Grund dieser Schrittmacherdienste an eine solide Vereinheitl ichung anderer 
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Kulturstufen gedacht werden konnte. Von einem vergleichsweise unproblemati­
scheren, wirtschaftlichen Gebilde erwartete man sich die Knüpfung eines l o g i ­
schen Netzes von Relationen, die schließlich "wie von selbst" zur Erfüllung des 
dominanten Zie ls der politischen Einheit Europas führen sollten. 

c) Wirtschaftliche Mot ive der Integrationsbewegung 

Im Rahmen der politischen Intentionen waren der Integration aber auch wirtschaft­
l iche Z i e l e gesetzt. Vorherrschend dabei war das Z i e l der inneren Gesundung 
Europas durch die Zusammenlegung aller Wirtschaftskräfte. Davon versprach man 
sich eine optimale Standortverteilung nach dem Gesetz der komparativen Kosten, 
d . h . eine gemeinsame Nutzung der Bodenschätze, des Arbeitspotentials und des 
technischen Fortschritts. Diese langfristige Vereinheitl ichung der Strukturen sollte 
zu einem besseren Ausgleich der Wirtschaftskräfte i m Ganzen, und damit zu 
einem höheren Lebenshaltungsniveau führen. 

Gle i chze i t ig mit der Vereinheitl ichung des Potentials und der Stabilisierung des 
Wohlstands konnte dann der Leistungswettbewerb mit den Mächten der Weltwir t ­
schaft wiederaufgenommen werden. Denn erst e in konkurrenzfähiger, westeuro­
päischer Großmarkt, erst die innere Gesundung und die Garantie eines "europäi­
schen Gemeinwohls" konnte eine dauerhafte Voraussetzung für die fortschreitende 
Zusammenlegung aller politischen Kräfte bi lden. 

Als Beispiel für die beständige Verknüpfung wirtschaftlicher und politischer Z i e l e 
kann das European Recovery Program von 1947 angesehen werden. Auch wenn die 
USA dabei zuerst politischen Z i e l e n folgten, so verkannten sie dennoch nicht, 
daß nur eine wirtschaftliche Wiedererstarkung Westeuropas die europäische D o l l a r ­
lücke (dollar shortage) beseitigen und damit auch die Zahlungsbilanzprobleme 
Amerikas lösen könnte. Auch aus diesem Grund unterstützten die USA jeden Inte­
grationsversuch. " M a n sagt gewiß nicht z u v i e l , wenn man feststellt, daß sämtli­
che späteren Integrationsansätze auf der Grundlage dieser ersten, aus der amer ika­
nischen Hi l fe erwachsenen Organisation aufbauen." ^ 

1) PREDOEHL, S. : Das Ende der Weltwirtschaftskrise. Hamburg 1960, S. 125. 
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1. 2. Vorstufen der EWG 

a) Die Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC) 

Das riesige Zahlungsbilanzdefizit Europas gegenüber der Außenwelt, besonders 
gegenüber den U S A , zwang die westeuropäischen Länder, mit direkten Import­
kontrollen und gezielten Handelsverlagerungen gegen den Dollarraum vorzuge­
hen. 

Mi t der Gründung der OEEC am 16.4.1948 beabsichtigten die 17 angeschlosse­
nen westeuropäischen Staaten nach dem Vorbi ld der U S A , die Vortei le eines 
großen Binnenmarktes auszunützen 1) und so das Ungleichgewicht zwischen 
Ressourcen und Produktivität zu beseitigen. Zuvor mußten jedoch erst nach und 
nach die i m G o l d - und Devisenmangel begründeten Handels- und Zahlungs­
hemmnisse beseitigt werden. 

So wurde 1950 der Liberalisierungskodex der OEEC eingeführt, der einen stufen­
weisen Kontingentabbau i m innereuropäischen Handel vorschrieb und demzufolge 
bis 1959 rund 90% des privaten Intra-OEEC-Handels liberalisiert war. 

Als ihre größte Leistung erwies sich aber die Schaffung der Europäischen Z a h ­
lungsunion (EZU) am 1. 7,1950, um - nach dem Plan von J. M . KEYNES - den 
Bilateralismus durch ein zentrales Abrechnungssystem aufzulösen. Dabei wurden 
unter Beibehaltung der bi lateralen Abrechnung die gegenseitigen Salden bei der 
E Z U aufgerechnet, so daß sich nur ein Saldo eines Landes mit al len EZU-Län-
dern ergab, dessen Spitzenbeträge in Gold abgetragen oder teilweise automa­
tisch kreditiert wurden. Durch die schrittweise Erhöhung der Goldquoten konnte 
man sich der allgemeinen Konvertibilität nähern. M i t der Erklärung der Auslän-
derkonvertibilität am 27,12.1958 trat das Europäische Währungsabkommen (EWA) 

1) OEEC: OEEC at Work for Europe. Paris 1954, S. 26. .the speedy 
creation of a wider market was considered to be actually one of the surest 
ways of helping European countries to catch up with their production lags 
in the immediate post war period. " Z i t . bei E R D M A N N , P. / ROGGE, P . : 
Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Drittländer. Basel-
Tübingen 1960, S. 48. 
Die Economic Cooperation Act von 1948 spricht direkt das Vorbild der 
USA an: "the advantages which the United States has enjoied through the 
existence of a large domestic market with no internal trade barriers \ 
Z i t , bei GEHRELS, F. ; J O H N S T O N , B. F. : The Economic Gains of 
European Integration. In: Journal of Po l i t i ca l Economy, V o l . 63, N o . 4 , 
August 1955, S. 276. 
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an die Stelle der E Z U , das die Kredite nicht mehr automatisch, sondern nur mit 
wirtschaftlichen Auflagen zur Verfügung stellt, 

Der Erfolg der OEEC beruht schließlich darauf, erkannt zu haben, daß vorerst nur 
ein systematischer Abbau der Handelshindernisse zur Steigerung des Güteraus-
tauschs Aussichten auf Erfolg haben konnte, nicht aber schon Versuche zu einer 
politischen Einigung in institutionellem Rahmen. 

b) Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) 

Gewissen europäischen Staaten ging es allerdings auf die Dauer nicht nur um wir t ­
schaftliche Z i e l e , sondern um eine Weiterverfolgung der politischen Idee des V e r ­
einten Europas. Da dies von der OEEC nicht zu erwarten war, gab am 9.5. 1950 
der sogenannte Schuman-Plan einen weiteren Anstoß in der europäischen Frage. 
Aus sicherheitspolitischen ^ wie produktionstechnischen Gründen schlug er eine 
supranationale Verwaltung der westeuropäischen Schwerindustrie vor. So schlössen 
sich am 18.4.1951 die späteren sechs EWG-Länder zur EGKS, einem e i n h e i t l i ­
chen Wirtschaftsblock auf dem Sektor der Schwerindustrie zusammen. 

Abgesehen von den politischen Erwägungen bedurften die Ökonomischen Probleme 
der Schwerindustrie einer Lösung, die nicht durch Liberalisierung a l l e i n , sondern 
nur durch gemeinsame administrative Lenkung mit Hi l fe einer zentralen Exekutive, 
der sogenannten Hohen Behörde, erreicht werden konnte. Zugle ich mit der N e u ­
ordnung der Schwerindustrie aber bot sich die Montanunion als " a path-finding 
experiment for the Economic Communi ty" an. 2 ) 

Die hohe Behörde sollte durch die Beseitigung der Diskriminierung in Form von 
Zöllen, Kontingenten und Subventionen einen gemeinsamen Markt errichten, 
durch den Kampf gegen Kartell ierung und verkehrspolitische Diskriminierung 
einen freien Wettbewerb sichern, sowie durch eine gemeinsame Preispolitik H a n ­
delsstörungen von Drittstaaten vermeiden. Eine weitere Aufgabe war die g e m e i n ­
schaftliche Investitionslenkung durch Produktions- und Finanzierungspläne, um 
Produktionsungleichgewichte auszuschalten. 

1) Wenn es nur um wirtschaftliche Probleme gegangen wäre, hätte man sicher 
die erfolgreichen Ansätze der OEEC weiterverfolgt. Dies ist die Auffassung 
von A . PREDOEHL: Das Ende der Weltwirtschaftskrise. Hamburg 1962, 
S. 129. Daß die EGKS-Länder schon bei Vertragsabschluß an einen v i e l 
engeren Zusammenschluß gedacht haben, zeigen übrigens die g le i chze i t ig 
unternommenen Vorverträge über eine politische Union i m September 1952. 

2) KITZINGER, U . : The Challenge of the Common Market. Oxford 1961, 
S, 47, 
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So bestand nach der Übergangszeit der EGKS i m Februar 1958 schon zu Beginn 
der EWG eine Gemeinschaft der sechs EWG-Partner. Die Beschränkung auf nur 
sechs Länder bot sich aus Gründen des regionalen und marktmäßigen Zusammen­
hangs der Montanindustrie von fünf der sechs Staaten an, während die Beschrän­
kung auf den Montanbereich seine Begründung in der Schlüsselstellung dieses 
Sektors sowie den organisatorischen Vortei len eines relativ leicht zu integrieren­
den oligopolistischen Produktionsbereichs fand. Nur wegen dieser Beschränkungen 
konnte der Integrationsversuch der EGKS zur damaligen Ze i t reale Erfolgschancen 
haben, tatsächlich die Wettbewerbsverfälschungen durch Zölle , Kontingente, 
Preissysteme und Transportraten aufheben und auf dem Produktions- und Absatz­
gebiet ein europäisches Zentrum der Schwerindustrie an die Stelle der nationalen 
setzen. 

Dennoch war die EGKS i m Gegensatz zur späteren EWG noch keine echte Z o l l ­
union, da es ihr nicht gelang einen einheit l ichen, sondern nur einen " h a r m o n i ­
sierten" Außenzoll der Gemeinschaft zu errichten. 1) Der Hauptnachteil dieser 
Integration lag aber in der Ausklammerung nur zweier Wirtschaftszweige aus der 
Interdependenz der ganzen Volkswirtschaft, weswegen den wirtschaftlichen Span­
nungen keine koordinierte Konjunktur- , Währungs- und Handelspolitik entgegen­
gesetzt werden konnte. Die diesbezüglich negativen Erfahrungen hatten aber den 
V o r t e i l , daß nun als Testergebnis aus den Bemühungen der EGKS endgültig fest­
stand, daß eine Erweiterung der Integrationsbereiche unumgänglich war. 

c) Die Wirtschaftsunion der Benelux-Länder (Benelux) 

Obwohl ihre Gründung der EGKS ze i t l i ch weit vorausliegt, ist e igent l ich die 
Benelux-Union auf Grund ihrer Integrationsform zum Paradefall der EWG gewor­
den. Schon 1944 zwischen den drei Staaten Belgien, Niederlande und Luxemburg 
vereinbart, konnte die Errichtung eines gemeinsamen Außenzolls erst 1948 und 
der Abbau der Binnenzölle erst 1950 erfolgen. Erst nach 14jähriger Vorbereitungs-
zeit konnte am 3. 2.1958 - also zur Zei t des Inkrafttretens des EWGV - die end­
gültige Wirtschaftsunion beschlossen werden, die als eigener Block innerhalb der 
EWG existiert, da ihre Z i e l e denen der EWG i n etwa entsprechen. 

Der lange Zeitraum vom Vertragsabschluß bis zum vol len Inkrafttreten der Wir t ­
schaftsunion zeigt i m Hinbl ick auf die EWG deutl ich, daß man auch bei ihr mit 
einer längeren Übergangszeit zu rechnen haben wird, und daher i m Laufe unserer 
Untersuchungsperiode nie auf die vol le Auswirkung der Integrationseffekte wird 
zählen können. 

1) V g l . Art . 72 des Vertrages zur Gründung der EGKS. 
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Anderseits gibt die gleiche Integrationsform nicht die Berechtigung, die Effekte 
der Benelux unkritisch auf die EWG zu übertragen, da sie nach Umfang und Natur 
doch ganz anders geartet sind. 1) Eine völlige Beseitigung der Wirtschaftsschran­
ken des kleinen Beneluxgebietes konnte keine ökonomischen Umwälzungen hervor­
rufen, da es sich schon vor dem Zusammenschluß keine Protektion des Binnen- wie 
Außenhandels leisten konnte. In diesem Punkt unterscheiden sich die Erwartungen 
der EWG deutl ich von ihren Vorgängern. 

2 . T y p o l o g i e d e r I n t e g r a t i o n 

2. 1. Begriff der Integration 

Z u m genaueren Verständnis des EWG-Projekts müssen wir uns zuerst kurz mit der 
wirtschaftspolitischen Tragweite des Integrationskonzepts auseinandersetzen und 
den genauen Gehalt der Integrationsart der EWG bestimmen. Daß es vie le Möglich­
keiten von Integration gibt, zeigt schon die Auffassung von MARJOLIN, daß jeder 
Schritt zu einer größeren Einheit Integration genannt werden könne. ^ 

Im Laufe der wissenschaftlichen Diskussion sind schrittweise die verschiedensten 
Aspekte der Integration herausgearbeitet worden. Während M Y R D A H L 3 ) v o r ' a l l e m 
die soziologischen Aspekte betont, ist Integration nach H A R T O G 4 ) eine fortge-

1) V ie le Theoretiker haben sich i m Hinbl ick auf die EWG mit den außenwirt­
schaftlichen Effekten der Benelux auseinandergesetzt, unter ihnen besonders 
M E A D E , KRISTEIN, H A R T O G , ERDMAN/ROGGE und VERDOORN. Dabei 
läßt sich mit L . L . SERMON feststellen: 
L'£xperience de Benelux n'a engendre* ni d£sastres, ni miracles. . El le a 
coincide' avec un accroissement privi legie des Behanges des marchandises 
entre les trois pays, ayant pour contre-partie une division international du 
t ravai l plus poussee* qu'autrefois dans certains secteurs de la production. La 
modestie de ce rdsultat ne prdjuge en rien de ceux que pourrait atteindre le 
Marchs Commun european, c e l u i - c i £tant une experience d'ampleur et de 
nature fort difförantes. " Benelux: Legende et R£alite\ In: Revue du Marchs 
Commun 1959, S. 402. 

2) MARJOLIN, R. : Europe and the United States. In: The World Economy. 
Durham NC 1953, S. 41 . Z i t . bei B. BALASSA: Towards the Theory of 
Economic Integration, In: Kyklos 1961 (1), S. 2. 

3) M Y R D A H L , G. • Internationale Wirtschaft - Probleme und Aussichten. 
Berl in 1953, S. 11 f. 

4) H A R T O G , F. : European Integration: A Realistic Conception. WWA 1953 (2), 

S. 165. 
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schrittene Kooperationsart zwischen verschiedenen Ländern. Geeigneter im H i n ­
b l i c k auf die EWG ist die Unterscheidung BALASSAS in einen Integrationsprozeß, 
i m Verlauf dessen die Diskriminierung beseitigt wird, und einen Integrationszu­
stand nach Abschluß des Prozesses. 1) A m Ende der Übergangszeit steht dann 
das Ideal einer übernationalen Wirtschaftseinheit 2 ) mit einer Freizügigkeit von 
Menschen, Gütern und K a p i t a l sowie i m Rahmen einer nationalen Volkswirt ­
schaft, 

ROEPKE deckt die der Integration immanenten Antriebe noch weiter auf, wenn 
er sie als M a r k t - und Preisgemeinschaft, die der internationalen Arbeitsteilung 
zustrebt, definiert. 3) s ie darf sich dabei nicht nach Art der Zentralverwaltungs-
wirtschaft, sondern nur auf der Grundlage der freiheit l ichen Marktwirtschaft 
vo l lz iehen . 4) 

Ganz ähnlich faßt TINBERGEN das Integrationsziel. Es ist "the creation of the 
most desirable structure of the international economy, removing ar t i f i c ia l 
hindrances to the optimal operation and introducing deliberately a l l desirable 
elements of coordination and uni f ica t ion" . 5) 

Die treffendste Formulierung für alle Integrationsbestrebungen hat REGUL gefun­
den: "Integration bedeutet, wenn man sie richtig versteht, Strukturveränderung, 
durch den gemeinsamen Markt eingeleitete Strukturveränderung. Alles was wir 
in den Verträgen sehen. . . z ie l t darauf ab, Strukturveränderungen e inzulei ten 
und ihnen vorausschauend zu begegnen". 6) M i t den Strukturverschiebungen auf 
dem Gebiet der Handelsbilanz wird sich die folgende Arbeit beschäftigen. 

1) B A L A S S A , B . : Towards the Theory Economic of Integration. Kyklos 
1961(1), S. 4 . 

2) ROHDE, D. : Methoden und Wirkungen der Integration i m innerkontinen­
talen westeuropäischen Verkehr. Diss. rer. p o l . , Mainz 1957, S. 9. 

3) ROEPKE, W . : Integration und Desintegration der internationalen Wirtschaft, 
In: Wirtschaftsfragen der freien Welt. Frankfurt 1957, S. 494 f. 

4) MÜLLER-ARMACK, A . : Fragen der europäischen Integration, 
ebenda S. 532. ROEPKE, W. : op. cit. S. 498. 

5) TINBERGEN, J. : International Economic Integration. Amsterdam 1954, 
S. 95. 

6) REGUL, R. : In: Weltwirtschaftliche Probleme der Gegenwart. 
SCHNEIDER, E. (Hrsg.) . Berlin 1965, S. 252. 
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2. 2, Integrationsmethoden 1) 

U m die erstrebenswerteste Struktur zu schaffen, können verschiedene Methoden 
oder Formen des Zusammenschlusses angewendet werden, die man zweckmäßiger­
weise nach Integrationsumfang und -inhalt unterscheidet. 

Der Ausdehnung oder dem Umfang nach trennt man zwischen vertikaler und h o r i ­
zontaler Methode oder, gleichbedeutend, zwischen T e i l - und Totalintegration. 2 ) 
In der Tei l integrat ion beschränkt sich die Gemeinschaft auf einige Führungssek­
toren, wobei jedoch als Endzustand meist eine Erweiterung der Integration auf 
al le Wirtschaftsbereiche, d . h . auf eine Totalintegration beabsichtigt ist. Die 
Weiterentwicklung der EGKS i m EWGV kann als Beispiel dafür dienen. 

Die Bestimmung des Integrationsinhaltes entscheidet nun darüber wie diese Sekto­
ren und die gesamten Volkswirtschaften nun tatsächlich vereinheitlicht werden. 
Einen grundlegenden Beitrag zur Eingrenzung der Möglichkeiten vermochte dabei 
die von ALBRECHT bekannt gemachte Unterscheidung in funktionale und inst i tu­
t ionelle Integration zu leisten. 3 ) 

Dabei ist die funktionale Integration "gleichbedeutend mit der Durchsetzung der 
Freihandelspostulate für eine begrenzte Region, 4) sie wird auch liberale Integra­
tion genannt, ^) ^) da ihr die Rückkehr zum "Idealzustand der Weltwirtschaft" 
vor 1914 vorschwebt, demzufolge die Marktgemeinschaft nur durch "negat ive" 
Maßnahmen wie Z o l l - und Kontingentabbau aufgebaut werden sol l . 

1) Zur Typologie : SCHWARZENBERGER, G . : Formen und Funktionen überna­
tionaler Integration, Europa-Archiv. 12, J g . , 22, Folge, 20.11.1957, 
S. 10299-11304. 

2) Zur Teil integration: S A N N W A L D , R. ; STOHLER, J. : Wirtschaftliche Inte­
gration. Tübingen-Basel 1958, S. 47 sowie S C I T O V S K Y , T. : Economic 
Theory and Western European Integration. London 1962, S. 147. 

3) A L B R E C H T , K . : Probleme und Methoden der wirtschaftlichen Integration. 
K i e l e r Vorträge. Heft 1, K i e l 1951, S. 3 ff. 

4) PREDOEHL, A . ; JUERGENSEN, H . : Europäische Integration. In: HWdS, 
Bd. 3, S. 371. Stuttgart-Tübingen-Göttingen 1961, 

5) PREDOEHL, A . : Das Ende der Weltwirtschaftskrise, Eine Einführung i n die 
Probleme der Weltwirtschaft. Hamburg 1962, S. 123. 

6) SATTLER, A . : Das Prinzip der funktionellen Integration und die Einigung 
Europas. Göttingen 1967, w i l l beweisen, daß die funktionelle Wirtschafts­
integration den Nationalstaaten allmählich fast alle Kompetenzen abnimmt. 
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Der Wegfall der Handelsschranken i m Inneren der Gemeinschaft, nicht aber 
gegenüber der Außenwelt, läßt zwei Spielarten z u , die Freihandelszone (nach 
Art der EFTA) und die Zol lunion (nach Art der EWG). Beide beseitigen die inne­
ren Handelshemmnisse, jedoch wird die Festlegung des Außenzolls in der F r e i ­
handelszone den nationalen Behörden überlassen, während diese Kompetenz in 
der Zol lunion einer supranationalen Behörde übertragen wird. Wegen ihres ge­
meinsamen Außenzolls gilt die Zol lunion auch als höhere Integrationsform. 
Dennoch fallen beide Arten immer noch unter die funktionale Integration ersten 
Grades. 1 ) 

Erst wenn sich die Liberalisierung nicht nur auf den Handelsverkehr, sondern 
auch auf die Faktormobilität erstreckt, spricht man von funktionaler Integration 
2. Grades, die mit dem Begriff des Gemeinsamen Marktes identisch ist. 2 ) 
Seine Errichtung ist deshalb erforderlich, w e i l die Liberalisierung des Warenver­
kehrs a l le in bei weitem noch nicht für einen opt imalen Güteraustausch ausreicht. 

Beleuchtete die funktionale Integration den Integrationsinhalt nur von der Seite 
der Liberalisierung her, so wird die positive wirtschaftspolitische Zusammenar­
beit erst mit dem Begriff der institutionellen oder wirtschaftspolitischen Integra­
tion berücksichtigt, Ihre Notwendigkeit ergibt sich daraus, daß die liberale 
Weltwirtschaft an dem Mangel l i t t , die Integration nicht w i r k l i c h sichern zu 
können. Ein dauerhafter Bestand einer Union von Ländern bedarf daher einer 
wirtschaftspolitischen Koordination i m weitesten Sinne. Die institutionelle 
Zusammenarbeit ist also ein "Typus, bei dem die Integration mittels a d m i n i ­
strativer Maßnahmen nicht nur herbeigeführt, sondern a l l e i n durch dauernde 
Anwendung solcher Maßnahmen ermöglicht bzw. aufrechterhalten werden 
kann" , 3 ) 
Ihr erster Intensitätsgrad besteht in einer Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken 
der einzelnen Partner durch eine übergeordnete Behörde, die "die innere und 
äußere Wirtschaftspolitik unter Einschränkung der nationalen Autonomie vere in­
h e i t l i c h t " . 4 ) 

1) PREDOEHL, A . ; JÜRGENSEN, n . : Europäische Integration, In: HWdS, 
Bd. 3, S, 371, 

2) B A L A S S A , B , : Towards a Theory of Economic Integration. Kyklos , 
Jg. 14, 1961(1), S. 5. 

3) A L B R E C H T , K. : op. c i t . , S. 6, 
4 't S A N N W A L D , R. ; STOHLER, J . : Wirtschaftliche Integration, Tübingen-

Basel 1958, S. 86, 
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Der 2. Grad der inst i tutionellen Integration, die vollständige Vereinheitl ichung 
der wirtschaftspolitischen Lenkung in einem einheit l ichen Wirtschaftsgebiet, 
konnte selbst bei dem bisher weitgehendsten Integrationsvorgang der Nachkriegs­
ze i t , der EWG, noch nicht vollzogen werden. 

2. 3. Einordnung der EWG i n die Typologie 

aj Die al lgemeinen Charakteristika des EWGV 

M i t der Unterzeichnung des EWG-Vertrages wurde trotzdem eine in der europäi­
schen Wirtschaftsgeschichte wohl einmalige Integrationsbewegung eingeleitet. 
Gewarnt durch die für das Zusammenleben der Völker verherrenden europäischen 
Rivalitäten und ermutigt durch die hoffnungsvollen Integrationsbestrebungen der 
Nachkriegszeit schien es den Sechs an der Zei t eine wirkl iche Europäische W i r t ­
schaftsgemeinschaft zu gründen. 

(1) Die politischen Grundsätze des EWGV 

M i t dem EWGV stellen sich die sechs Vertragsländer bewußt in die Tradit ion der 
politischen Einigungsbestrebungen der Nachkriegszeit, jedoch gilt der politische 
Aspekt nicht nur gegenüber der EWG selbst, sondern auch gegenüber Drittstaaten. 

Gemäß der Präambel des E W G V hat man beschlossen die EWG zu gründen,um "die 
Grundlagen für einen i m m e r engeren Zusammenschluß der europäischen Völker 
zu schaffen , um damit "Frieden und Freiheit zu wahren und zu festigen". Die 
Wahrung des Friedens unter den Europäern sowie der Unabhängigkeit gegenüber 
den erklärten Gegnern und den überlegenen Verbündeten, soll aber nicht nur auf 
die Vertragspartner beschränkt bleiben, sondern eine feste, gesamteuropäische 
Friedensordnung e in le i ten , da sich die Präambel auch "mi t der Aufforderung an 
die anderen Völker Europas, die sich zu dem gleichen hohen Z i e l bekennen, sich 
diesen Bestrebungen anzuschließen", wendet. 

Aber auch gegenüber der außereuropäischen Welt hat sich der Vertrag die p o l i t i ­
sche Aufgabe gestellt „"die Verbundenheit Europas mit den überseeischen Ländern 
zu bekräftigen' 5. Angeregt durch die ehemalige Vorzugsstellung einiger E W G -
Partner in gewissen Entwicklungsländern, versucht die EWG in die weltpolitische 
Auseinandersetzung einzugreifen und die wichtigen afrikanischen Länder enger an 
sich zu binden. Dennoch darf man die Frage der Entwicklungshilfe keinesfalls 
ausschließlich politisch deuten. 

Jedenfalls darf man die polit ischen Z i e l e des EWGV nie aus den Augen verlieren, 
wenn wir uns auch i m weiteren Verlauf mit den rein wirtschaftlichen I m p l i k a t i o ­
nen des Vertrages beschäftigen werden, 
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(2) Die wirtschaftlichen Grundzüge des EWGV 

Die allgemeinen wirtschaftlichen Z i e l e sind wiederum in der Präambel in V e r ­
bindung mit Ar t ike l 2 niedergelegt, in dem der Überzeugung Ausdruck v e r l i e ­
hen wird, daß diese Wirtschaftsgemeinschaft "eine harmonische Entwicklung 
des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine beständige und ausge­
wogene Wirtschaftsausweitung, eine größere Stabilität (und) eine beschleunigte 
Hebung der Lebenshaltung" fördern werde. Der Grundgedanke in der Präambel 
drückt ebenfalls die Erwartung aus, die enge Wirtschafts Verflechtung der Sechs 
werde zu einer stetigen "Besserung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen 
ihrer Völker" führen, deren Garanten vor a l l e m ein EWG-induziertes "bestän­
diges Wirtschaftswachstum" und ein "ausgewogener Handelsverkehr" sind. Das 
Wachstum wiederum, das den "wirtschaftl ichen und sozialen Fortschritt ihrer 
Länder" nicht nur sichern, sondern auch auf e in gemeinsames Niveau anheben 
müsse, darf aber nur durch einen freien Wettbewerb gesteuert werden. 
Prägnant fassen E R D M A N N / R O G G E die inneren Z ie le des EWG-Vertrages folgen­
dermaßen zusammen: "Ganz offensichtlich ist die grundlegende Annahme, unter 
der diese Zielsetzungen stehen, daß die Integration zu einer optimalen Ausnut­
zung der Produktionskapazität des von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
umschlossenen Gebietes führen wird. Diese Optimierung kann wiederum nur 
durch die optimale Auftei lung der Produktionsfaktoren auf die Verwendungsmög­
l ichkei ten und durch eine Optimierung des Güteraustausches innerhalb des Inte­
grationsgebiets erzielt werden". 1) 

Neben den dominierenden, inneren Zielsetzungen der EWG ist aber auch die 
externe Orientierung nicht zu übersehen, die sich in einer weltoffenen Handels­
pol i t ik gegenüber Drittländern "zur fortschreitenden Beseitigung der Beschrän­
kungen i m zwischenstaatlichen Wirtschaftsverkehr" dokumentiert. Anderseits 
w i l l die EWG nicht nur die Wohlstandsteigerung auf ihr eigenes Gebiet be­
schränken, sondern auch die wirtschaftlichen und sozialen Fortschritte in die 
Entwicklungsländer tragen, weswegen sie mit besonderen Ländern eine Entwick­
lungshilfe in Form eines speziellen Assoziationsabkommens vereinbarte (Art. 
131 EWGV) . 

1) E R D M A N N , P . ; ROGGE, P . : Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
und die Drittländer, Basel 1960, S. 92. 
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b) Die Bestimmung der EWG auf Grund der Typologie 

Aufbauend auf den verschiedenen Realisierungsmöglichkeiten der Integration läßt 
sich die EWG folgendermaßen umschreiben: 

Wie der Name schon sagt, ist die EWG eine Gemeinschaft auf (zunächst) wir t ­
schaftl ichem Gebiet. Darin ist eine Zol lunion (customs union) mit dem Umfang 
einer Totalintegration eingeschlossen, da die EWG vorsieht, al le internen H a n ­
delshemmnisse für al le Güter, auch für den Agrarsektor, schrittweise abzubauen 
und einen gemeinsamen Außenzoll gegen gebietsexterne Anbieter aufzurichten. 

Weiterhin beinhaltet die EWG den sogenannten Gemeinsamen Markt (common 
market), der die volle Gütermobilität durch die freie Mobilität aller Produktions­
faktoren innerhalb der Gemeinschaft ergänzt. 

Zo l lunion und Gemeinsamer Markt wiederum bilden selbst nur zwei Bestandteile 
der sogenannten Wirtschaftsunion (economic union) oder Wirtschaftsgemeinschaft, 
die zusätzlich als drittes Element noch versucht, eine gemeinsame Wirtschafts­
pol i t ik unter den Mitgliedstaaten zu errichten, 1) Diese Koordinierungsaufgabe 
wurde dem EWG-Ministerrat als Exekutive übertragen, dem die E W G - K o m m i s ­
sion als Vorbereitungs- und Durchführungsorgan zur Seite steht. ^ Dabei konnte 
man sich nur auf eine je nach Sektor verschieden intensive Zusammenarbeit , 
nicht aber auf eine rlgurose Vereinheitl ichung der Wirtschaftspolitik e inigen, 
so daß die EWG noch nicht der höchsten Integrationsform zuzurechnen ist. D e n ­
noch nimmt die EWG eine ständige Weiterentwicklung im Laufe der Zei t deut­
l i c h in Aussicht, worauf schon die Tatsache hindeutet, daß die Gemeinschaft 
nicht langfristig bei einer wirtschaftlichen Vermelzung stehen zu bleiben ge­
denkt. 

1) Die EWG erfüllt die drei Bedingungen des Art. 24 des G A T T für eine Z o l l ­
union: Liberalisierung fast al len Binnenhandels, innerhalb einer angemes­
senen Zeitdauer und gesamthaft keiner höheren Protektion durch den neu­
en Außenzoll, als unter nationalem Z o l l bestand, 

2) Wie weit eine supranationale Behörde als Lenkungsinstrument zur D e f i n i ­
t ion der institutionellen Integration gehört, ist nach PREDOEHL sehr unbe­
stimmt, denn er wendet e in , daß es sowohl funktionale Integration mit 
institutionellem Überbau als auch institutionelle Integrationen ohne g e ­
meinsame Behörde, nur durch Vertragsabmachung geben könne, Ihre 
Wirksamkeit muß von uns allerdings in Zwei fe l gezogen werden. 
V g l . : Das Ende der Weltwirtschaftskrise, S. 124, 
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I I . K A P I T E L : 
DARSTELLUNG U N D AUSSAGEFÄHIGKEIT DER H A N D E L S B I L A N Z 

Das zweite Untersuchungselement vorliegender Arbeit ist der Begriffsinhalt und die 
Aussagefähigkeit der Handelsbilanz, 

1 . D i e H a n d e l s b i l a n z a l s b e s o n d e r e r P o s t e n d e r 
Z a h l u n g s b i l a n z 

Die Zahlungsbilanz eines Staates ist eine, der unternehmerischen Buchführung ver­
gleichbare, "statistische Zusammenfassung und Gegenüberstellung al ler in einem 
Zeitraum von einer Volkswirtschaft an das Ausland geleisteten und vom Ausland 
empfangenen Zahlungen" . 1) 

Sie muß immer statistisch ausgeglichen sein, da sich die autonomen und induzier ­
ten Transaktionen, die in ihr aufgezeichnet sind, buchhalterisch kompensieren. 
So kommt es bei der Darstellung des Zahlungsbilanzproblems vor a l l em auf die 
Betrachtung der Zusammenhänge innerhalb ihrer einzelnen Bestandteile und ihrer 
Beziehungen untereinander an. So gesehen sind die Veränderungen in den A u s ­
gleichsposten nur e in Zeichen von Gleichgewichts- oder Ungleichgewichtstenden­
zen in den autonomen Zahlungsbilanzposten, unter denen einer der bedeutendsten 
die Handelsbilanz ist. 

1 .1 . Begriff der Handelsbilanz 

Die Leistungsbilanz (trade items) neben der Kapi ta lb i lanz der Hauptbestandteil 
der autonomen Posten der Zahlungsbilanz, zerfällt in zwei große T e i l e , die sicht­
baren (visible trade) und unsichtbaren Posten (invisible trade). Die letzteren be in­
halten alle Arten von Dienstleistungen, während die ersteren den reinen Waren­
handel, die Handelsbilanz, aufzeichnen. Dabei ist es ungenau.-die Handelsbilanz 
selbst als Gegenüberstellung von Exporten und Importen zu bezeichnen, da man 
so der Auffassung sein könnte, es handle sich um einen reinen Mengenvergleich. 
Dagegen geht es in der Handelsbilanz um einen Vergleich der Importausgaben auf 
der Passiv- oder Debetseite mit den Exporterlösen auf der A k t i v - oder Creditseite 
eines Landes während einer gewissen Periode. Diese Preise werden mit Hi l fe des 
Wechselkurses in inländischer Währung dargestellt, bzw, bei internationalen Ver -

1) NOELL V O N DER N A H M E R , R. : Außenwirtschaft, Eine Einführung, 
Heidelberg 1959, S. 53. 
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gleichen der Handelsbilanzen auf eine bestimmte Währung, meist auf den Dol lar , 
bezogen. So verstehen wir i m folgenden unter der Handelsbilanz also "die Gegen­
überstellung der Preissummen, die während eines bestimmten Zeitraums vom 
Inland für Einfuhrwaren bezahlt und für Ausfuhrwaren erlöst wurden. In sachlicher 
Beziehung gibt die Handelsbilanz nur die Warenumsätze wieder, läßt aber al le 
übrigen außenwirtschaftlichen Transaktionen i m Gegensatz zur Zahlungsbilanz 
außer Betracht". 

Trotzdem ist ein Vergle ich der Warenmengen der Exporte und Importe nicht ganz 
ohne Bedeutung, da eine Veränderung der Werte der Handelsbilanz, die ja durch 
Preise und Mengen bestimmt wird , auf das eine wie auf das andere zurückzuführen 
sein kann. Die gesonderte Betrachtung der Mengen ermöglicht die Feststellung, 
ob eine Veränderung der Bi lanz nur monetär oder quantitativ bedingt ist. 

Zur Analyse des Preiseinflusses werden die tatsächlichen Handelswerte dagegen 
auch nicht nur mit den laufenden Preisen, sondern auch bezogen auf die Preise 
eines Basisjahres angegeben. Damit können einerseits die Preisschwankungen aus 
den Handelswerten e l imin ier t , anderseits aber auch die Preisveränderungen der 
E i n - und Ausfuhr besser herausgearbeitet werden. 

1.2. Handelsbilanzüberschuß und -def iz i t 

Im Gegensatz zum statistischen Ausgleich der Zahlungsbilanz ist e in völliger A u s ­
gle ich in den Te i lb i lanzen z i e m l i c h unwahrscheinlich, vielmehr wird sich z w i ­
schen Einnahmen und Ausgaben e in Saldo bi lden, den man je nachdem, ob die 
Exportseite oder Importseite überwiegt, mit aktiver oder passiver Handelsbilanz 
bezeichnet. Dafür werden synonym auch die Begriffe Handelsbilanzüberschuß und 
-def iz i t verwendet. 

Gle i chze i t ig damit taucht aber oft für einen Überschuß auch die Bezeichnung 
"günstige Handelsbilanz" auf, e in Irrtum, der der merkantilistischen Handelsbi ­
lanzlehre entstammt 2), die in einer aktiven Handelsbilanz den Reichtum einer 
Nation verkörpert sah, 3 ) Sie berücksichtigt nicht, daß e in Überschuß eines 

1) NOELL V O N DER N A H M E R , R. : Außenwirtschaft. Eine Einführung. 
Heidelberg 1959, S. 47. 

2) S A M U E L S O N , P . A . : Volkswirtschaftslehre. Köln 1955, 2. A u f l . , S. 666 f. 
3) V g l . dazu auch NOELL V O N DER NAHMER, R. : Außenwirtschaft. S. 57 ff. • 

D O C K E S , P , : Thomas Mun als Theoretiker der nationalen Handelsbilanz. 
In: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. Bd. 179, 1966, 
S. 429 ff. 
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Landes notwendig ein Defizi t in irgend einem anderen Land entspricht, so daß 
es kurzsichtig erscheint, i m Überschuß einen Vorte i l zu sehen. Außenhandel 
kann sich nur bei gegenseitigem Austausch entwickeln, so daß ein aktives oder 
Gläubigerland seinem Schuldnerland langfristig ebenso die Möglichkeit zum 
Export geben muß. Das bedeutet, daß es auf die Dauer mehr importieren muß, 
damit seine Exportleistungen bezahlt werden können, Diese Bezahlung kann 
nämlich nur durch die Exporterlöse des Auslands geschehen, Daraus ist ersicht­
l i c h , daß i m internationalen Verkehr alle Zahlungen schließlich nur durch W a ­
ren und Leistungen bewirkt werden können. Es ist daher nur angebracht.einen 
Handelsbilanzüberschuß günstig zu nennen, wenn er sich in den Rahmen der 
gesamten Zahlungsbilanzsituation einpaßt und Defizi te der übrigen Teilsalden 
ausgleichen kann. Exportüberschuß ist kein Eigenwert, sondern dient i m Grunde 
nur der Finanzierung der Importausgaben, da das letzte Z i e l des Außenhandels 
schließlich die Steigerung des Lebensstandards, d . h . des heimischen Verbrauchs 
ist. 

1.3. Aussagefähigkeit der A k t i v - und Passivposten der Handelsbilanz 

Die Handelsbilanz ist auf Grund der Veränderungen geeignet, Aussagen über die 
Umorientierung der Handelsrichtung der EWG zu machen, Dabei kann i m H i n ­
b l i ck auf die EWG versucht werden, die ländermäßige Handelskonzentration bei 
den einzelnen Mitgliedsländern wie bei der EWG als Gesamtheit darzulegen. 
Dabei ergibt es sich aus den Z i e l e n der Integration, den Handel innerhalb der 
EWG (Intra-Handel) getrennt vom Handel mit den Drittstaaten (Extra-Handel) 
zu untersuchen, bzw, die Tendenzen beider Richtungen kritisch zu vergleichen, 

Ferner läßt sich durch die Handelsbilanz die Handelsexpansion darstellen, deren 
Ursachen - unter besonderer Hervorhebung der EWG als Einflußfaktor - erforscht 
werden sollen, Dabei kann die Untersuchung durch einen Vergleich mit der 
Handelsentwicklung repräsentativer Drittstaaten, seien sie nun ihrerseits in te ­
griert oder nicht, erleichtert werden. 

Schließlich läßt sich aus der Wertverschiebung einzelner Güterkategorien der 
Importe und Exporte innerhalb der EWG und i m Extrahandel der Einfluß der 
Integration auf die Arbeitsteilung in Intra- und Extra-Handel ableiten. Denn 
bereits unter nur relativ vergrößertem Freihandel ist eine Güterverschiebung 
ein sicheres Indiz für die komparativen Kostenvorteile. 
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2 , H a n d e l s b i l a n z g l e i c h g e w i c h t 

2 , 1 . Bedeutung der Handelsbilanz für die Zahlungsbilanz 

Auf die Frage, welche Stellung nun die Handelsbilanz i m Gefüge des Zahlungs­
bilanzgleichgewichts e innimmt , läßt sich mit HABERLER antworten: "Der w i c h t i g ­
ste Posten der Zahlungsbilanz, die wichtigste Quelle für zwischenstaatliche Z a h ­
lungen ist der internationale Warenverkehr". -0 Dieser Auffassung muß deshalb 
zugestimmt werden, wei l die Handelsbilanz in der Regel den weitaus größten 
Wert der Leistungsbilanz stellt und ihr Grundwert von den unsichtbaren Posten 
nur verstärkt oder abgeschwächt wird, ohne die Tendenz zu ändern. Sieht man 
daher von ausgesprochenen Dienstleistungsländern mit traditionellen Überschüssen 
ab, dann ermöglicht dies eine vereinfachende Betrachtungsweise,die uns erlaubt, 
die Handelsbilanz als stellvertretend für die Leistungsbilanz zu betrachten. 
Da wiederum die Leistungsbilanz i m allgemeinen ungefähr den Trend der Zahlungs 
bi lanzen wiedergeben kann, ist es auch oft möglich, von der Handelsbilanz mit 
gewissen Einschränkungen auf den Trend der Zahlungsbilanz zu schließen und 
somit das Zahlungsbilanzproblem auf das Handelsbilanzproblem zu reduzieren. ^ 

Diese Darstellungsweise hat auch Konsequenzen für die Analyse des G l e i c h g e ­
wichts, Je weniger die Dienstleistungsbilanz, in Stellvertretung für die gesamten 
unsichtbaren Posten, vom Gleichgewichtspfad abweicht, desto mehr müssen die 
Exporte und Importe in sich eine eigene Gleichgewichtstendenz besitzen, um den 
Ausgleich der Leistungsbilanz zu garantieren. Wegen des Umfangs der Handels­
werte ist dies der normalerweise zu erstrebende F a l l . Da man anderseits aber 
realistischerweise nicht oder kaum mit einem absoluten Ausgleich der Außenhan­
delswerte rechnen kann, wird es sich bei dem i m Sinne der Leistungsbilanz gefor­
derten Gleichgewicht immer nur um ein relatives Gleichgewicht handeln können, 
das darin besteht, daß auffällige, andauernde Überschüsse oder Defizi te der H a n ­
delsbilanzen vermieden werden. Die Leistungsbilanz ist also dann ausgeglichen, 
wenn sich die Importe und Exporte tendentiell selbst ausgleichen. 

1) HABERLER, G . : Der internationale Handel . S. 12. 
2) SCHWEGLER, S . : Die Änderung i n den Handelsbilanzen der EZU-Länder 

seit der Gründung der E Z U . Diss, rer. po l . Freiburg/Schweiz 1956, 
S. 149. 
Seine Untersuchung hat uns eine wichtige Vorarbeit geliefert und den A n ­
stoß zu dieser Betrachtungsweise gegeben. Vereinfachend dürfen wir dabei 
der Kapi ta lb i lanz nur eine untergeordnete Rolle zuweisen; ihre genauere 
Erforschung muß einer gesonderten Studie vorbehalten bleiben. 
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Wegen der überragenden Bedeutung der Handelsbilanz gilt diese Gle ichgewichts­
vorstellung auch stellvertretend für die ganze Zahlungsbilanz, noch dazu als die 
restlichen Zahlungsbilanzposten oft einen sekundären Charakter tragen können, 

Je nach der Bilanzstruktur der einzelnen Länder ist es jedoch möglich, daß e i n ­
zelne Handelspartner strukturelle Defizi te oder Überschüsse in den unsichtbaren 
Posten der Leistungsbilanz aufweisen. In diesen Fällen ist es die Aufgabe der 
Handelsbilanz, nicht ihre eigenen Salden auszugleichen, sondern einen relativen 
Gleichgewichtszustand insofern herzustellen, als ihr Saldo die Ungleichgewichte 
der restlichen Posten der Leistungsbilanz gerade kompensiert. Die Handelsbilanz 
verhält sich also immer " r e l a t i v " zu den übrigen T e i l b i l a n z e n . " D i e Handels­
bi lanz ist . . immer dann in einem relativen Gleichgewicht , wenn ihr Saldo 
gerade so groß ist, um den Saldo aus der Dienstleistungs- und Kapitalertragsbi­
lanz zu kompensieren". ^ Wenn wir demnach unter Gleichgewicht das Fehlen 
von großen Überschüssen oder Def iz i ten in der Leistungsbilanz verstehen, dann 
ist die Handelsbilanz ein durchaus brauchbares Instrument, um auf das V o r h a n ­
densein von Gleichgewichtstendenzen schließen zu können. ^) 

2 ,2 . Die Einschränkung der Gleichgewichtsforderung 

Diese Methode erfordert aber drei wichtige Einschränkungen: 

1. Es kommt bei den Ausgleichsbewegungen nicht darauf an, um jeden Preis 
e in Gleichgewicht herzustellen, sondern wirkl ich nur die andauernden hohen 
Ungleichgewichte zu vermeiden. Denn es ist zu berücksichtigen, daß der größte 
T e i l der Produktionsfaktoren für die Güterherstellung verwendet wird, so daß die 
Höhe der Importe und Exporte die Außenhandelsverflechtung und den Lebens­
standard eines Landes widerspiegeln. Daher ist es von größter Bedeutung, auf 
welcher Höhe des Austausches das Gleichgewicht erreicht wird , und nicht, daß 
es unter a l len Umständen Z u s t a n d e k o m m e n muß. Die Z i e l e des E W G V tragen 
dieser Betrachtung weitgehend Rechnung, wie wir noch sehen werden. 
Man kann sogar behaupten, daß e in begrenztes Ungleichgewicht auf hoher A u s ­
tauschstufe einem Gleichgewicht auf niedriger Austauschstufe vorzuziehen ist ^ \ 
denn es ist wicht ig , daß vor a l l em der Austausch, von dem die Wahlstandsstei­
gerung abhängt, gefördert wird. Dennoch muß unter Berücksichtigung einer ge ­
wissen zulässigen Schwankungsbreite auch an die Einhaltung von Gleichgewichts­
tendenzen gedacht werden. 

1) 
2) 
3) 

SCHWEGLER, S , : a . a . O . , S. 11. 
SCHWEGLER, S. : a . a . O . , S. 114, 
SCHWEGLER, S. : a . a . O . , S. 11 f. 
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2. Daß die absolute Einhaltung eines strikten Handelsbilanzausgleichs nicht 
i m m e r wünschenswert ist, zeigt nicht nur das Verhältnis der Te i lb i lanzen z u e i n ­
ander, sondern auch die Wirtschaftsverflechtung mit den Handelspartnern. Daß 
auch hier das Gleichgewicht der Handels- und Leistungsbilanz nur relativ, d . h . 
bezogen auf die Situation der Zahlungsbilanz, sein kann, erhellt daraus, daß die 
Gläubiger i n ihrem eigenen Interesse sogar zu einer passiven Handelsbilanz ver ­
pflichtet sein können, wenn sie weiterhin mit den Schuldnerländern lebhaften 
Handel treiben wollen. Wie wir nämlich gesehen haben, können die Gläubiger­
länder ihre Forderungen langfristig nur einlösen, wenn sie den Schuldnerländern 
ermöglichen, ihre Schulden durch Waren und Dienstleistungen auszugleichen, 
d. h. wenn sie ihnen einen Exportüberschuß zugestehen und selbst zu einem D e f i ­
z i t in der Leistungsbilanz bereit sind. Diese Forderung gilt besonders i m Verhält­
nis der Industrieländer zu den Entwicklungsländern und stellt eine Aufgabe der 
EWG dar, 

3. Wenn wir es mit einer Vereinheitl ichung ehemals getrennter Märkte wie i n 
der EWG zu tun haben, kann nicht mehr die Herstellung jedes Gleichgewichts, 
selbst eines nur relativen, als echtes, zulässiges Gleichgewicht anerkannt werden. 
In der EWG kann nämlich das Gleichgewicht der Leistungs- und Handelsbilanz 
nicht mehr mit künstlichen Einschränkungen der Wirtschaftsaktivität durch Z o l l ­
mauern und Einfuhrrestriktionen, d . h . außermarktmäßigen Instrumenten ange­
strebt werden. Diese manipulierten Gleichgewichte sind i m Grunde potentielle 
Ungleichgewichte und können in einer Integration i m Innenverhältnis nicht mehr 
zugelassen werden. 1) 
Eine unerläßliche Bedingung für das Gleichgewicht ist vielmehr, daß "der A u s ­
gleich der Zahlungsbilanz nicht auf Kosten eines internen Ungleichgewichts. . 
erziel t w i r d " . ^ Ein integrationskonformes Gleichgewicht besteht nur, wenn das 
höchstmögliche Niveau von Einkommen und Beschäftigung mit marktmäßigen, 
l iberalen M i t t e l n erreicht wird, 
Beim marktmäßigen Ausgleich der EWG ruht das Gewicht hauptsächlich auf dem 
Abbau der Handelsrestriktionen, während die monetären Maßnahmen nur global 

1) Ohne Interventionen wie Importrestriktionen, Exportsubventionen und D e f l a ­
tionspolitik u . a . würden sofort Ungleichgewichte entstehen. Daher nennt 
M E A D E dieses Gleichgewicht ein potentielles Def iz i t , The Balance of 
Payments. London-New York-Toronto 1966 (8. A u f l . ) , S. 16, 

2) K O N R A D , A . : Zahlungsbilanzstörungen und wirtschaftliches Wachstum. 
Berl in, S. 13. Ähnlich auch NURSKE, R,: International Monetary Policy 
and the Search for Economic Stabil i ty, In: AER 1947, S. 569. 
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definiert sind. ^ 
Der Erfolg der EWG kann daran gemessen werden, ob es ihr gelingt, die außen­
wirtschaftlichen Bewegungen der Partnerländer durch diese Maßnahmen zum 
Ausgleich zu bringen. Dies ist jedoch nur der F a l l , wenn dabei zugleich die 
binnenwirtschaftlichen Größen wie Preise, Einkommen, Zins, Investition, I m ­
portneigung u . a . , auf die ja jede außenwirtschaftliche Veränderung reduzierbar 
ist, selbst die Tendenz haben ; sich den entsprechenden Größen in den Partner-
und Drittstaaten so anzugleichen, daß sich die ausgetauschten Leistungsströme 
auf die Dauer um die Gleichgewichtsl inie bewegen. Wie weit dieser Prozeß 
durch die EWGV i n Bewegung gesetzt werden konnte, ist der folgenden Unter­
suchung vorbehalten. 

3 . A u f g l i e d e r u n g u n d B e w e r t u n g d e r H a n d e l s b i l a n z e n 

3 , 1 . Aufgliederung der Handelsbilanz 

Die Handelsbilanzen lassen sich je nach Untersuchungsziel nach Gütern, nach 
Ländern oder nach der jeweil igen Gleichgewichtssituation der Handelspartner 
aufgliedern. 

Die Aufgliederung nach Gütern folgt der Standard International Trade Class i f i ca ­
t ion (SITC), nach der die Exporte und Importe in folgende 9 Hauptgüterkatego­
rien geordnet werden. 

Kategorie 0+1 Nahrungs- und Genußmittel 
Kategorie 2+4 Rohstoffe und tierische bzw. pflanzliche Fette und Öle 
Kategorie 3 Mineralische Brennstoffe 
Kategorie 7 Maschinen und Fahrzeuge 
Kategorie 5 Chemische Erzeugnisse 
Kategorie 6+8 Andere industrielle Erzeugnisse 
Kategorie 9 Verschiedene Waren 

Bei der Einteilung des Handels nach Länderklassen nimmt die EWG in ihren Sta­
tistiken eine Aufgliederung nach Intra-EWG-Handel , worunter der Handel der 
Sechs untereinander zu verstehen ist, und Extra-EWG-Handel vor. Der Extra-
E W G - H a n d e l , der den gesamten Handelsverkehr außer den Intra-EWG-Handel 
umfaßt, zerfällt wiederum in drei große Handelsklassen, 

1) A U S T , W . : Währungsordnung und Zahlungsbilanz i m Gemeinsamen Markt 
Europas. Frankfurt 1959, S, 28 f, 
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Länderklasse 1; Westliche Industriestaaten 
(Untergruppen: E F T A , Andere westeuropäische Länder, 
USA und Kanada, Südafrika, Japan, Australien und N e u ­
seeland. ) 

Länderklasse 2: Entwicklungsländer 
(Untergruppen: Assoziierte Afrikanische Staaten und 
Madagaskar ( A A S M ) , restliche afrikanische Staaten, 
Lateinamerika, Westasien (Vorderer Orient) und Ferner 
Osten.) 

Länderklasse 3: Ostblockstaaten (Osteuropa inklusive Sowjetunion; 
Chinesischer B lock . ) 

Diese Einteilung erlaubt es der vorliegenden Arbeit , die Entwicklung des E W G -
Handels mit diesen einzelnen Wirtschaftsräumen zu untersuchen und eventuell 
einen besonderen Einfluß des EWG-Handels herauszulösen. 

Die Aufstellung der Handelsbilanz sol l nicht nur einen Überblick über die Situation 
des multi lateralen Handels eines jeden Mitgliedslandes der EWG mit den anderen 
Partnern, mit der EWG als Einheit und mit den einzelnen Drittländern wiederge­
ben, sondern dienst i m vorliegenden F a l l auch der Untersuchung der Gle i chge­
wichtslage i m inneren und äußeren Handel , Hierfür muß beim Handel eines E W G -
Landes i n eine Gleichgewichtssituation des inneren und eine des äußeren Handels 
unterschieden werden. Dabei interessiert die Frage, ob die EWG als Einflußfaktor 
auf die Gleichgewichtslage der Handelsbilanz gewirkt hat und ob sie die einzelnen 
Gleichgewichtssituationen, i m inneren und äußeren Verkehr verstärkt oder abge­
schwächt hat, Weiterhin wird sich zeigen, ob es zu Koll is ionen zwischen regiona­
l e m und universalem Gleichgewicht gekommen ist, d . h . ob eventuell e in G l e i c h ­
gewicht im Intra-EWG-Handel auf Kosten Dritter erzielt wurde. 

3. 2. Bewertung der Handelsbilanz (HB) 

Die Handelsbilanz zeichnet "ex post" den Warenfluß innerhalb einer bestimmten 
Periode, meist eines Jahres, zwischen verschiedenen Ländern auf. Dabei ist es 
nicht unwichtig, wann und unter welchen Bedingungen die Warenströme i n die 
Bilanzperiode aufgenommen wurden. Hierbei unterscheidet man mit J .E . M E A D E 
drei Erfassungsgrundlagen die z e i t l i c h sehr differieren können: die Aufzeichnung 
bei Vertragsabschluß (transactions basis) bei Grenzüberschreitung der Waren 
(movements basis) oder bei tatsächlicher Bezahlung der Waren (payments basis), 

1) M E A D E , J . E . : The Balance of Payments, Kap. 2. 
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Differieren die Termine zwischen den drei Erfassungsperioden stark, dann kann 
die Aufstellung der Handelsbilanzen möglicherweise starken Schwankungen unter­
l iegen. So könnte z . B . eine Exportsteigerung - auf transactions basis erfaßt -
in eine frühere Periode fa l len , als sie tatsächlich stattgefunden hat, oder aber 
i n eine spätere Periode, wenn die "payments basis" angewendet wird. Auf der 
"movements basis" aber wird der Güterstrom in dem Zeitpunkt, in dem er anfällt, 
erfaßt, so daß es scheint, "daß die zweite Methode (movement basis) für den 
größten T e i l der internationalen Transaktionen besonders für die laufende Rech­
nung am genauesten und praktischsten ist. Diese Methode wird auch hauptsäch­
l i c h verwendet". 

U m die Werte der Handelsströme einhei t l ich und rein erfassen zu können, müssen 
auch die mit dem Handelsverkehr eng verbundenen Dienstleistungen e l iminier t 
werden. Dies geschieht i n der Außenhandelsstatistik durch die Bewertungsmethode 
" f o b " oder " c i f " . 

Wird der Warenfluß nach " fob" (free on board) bewertet, dann sind darin a l le 
Kosten bis an die Grenze des Exportlandes, inklusive der Verladekosten an der 
Grenze, enthalten, nicht aber die Transport- und Versicherungskosten i m Export­
land. 

Wird der Warenwert nach der " c i f " - M e t h o d e (cost, insurance, freight) aufge­
zeichnet , dann sind darin die fob-Werte inklusive Transport- und Versicherungs­
kosten bis an die Grenze des Empfängerlandes enthalten. 2) 

Für eine einheit l iche Betrachtung der Handelsbilanzen müssen alle Außenhandels-
werte der gleichen Bewertung unterliegen. Im al lgemeinen, nicht zuletzt unter 
dem Einfluß des IMF und der U S A , hat sich die fob-Bewertung für E i n - und Aus­
fuhr durchgesetzt, so daß die Dienstleistungselemente aus der HB ausgeschaltet 
sind. 

Eine Analyse der Handelsbilanz beschäftigt sich in der Hauptsache also mit f o l ­
genden vier Grundfragen: 

Welche Handelsumsätze wurden innerhalb einer Periode getätigt? Welche geo­
graphische Handelsrichtung wurde in dieser Periode eingeschlagen? Auf welche 
Güter konzentrierte sich der Handel in dieser Zeitspanne? Welches G l e i c h g e ­
wichtsniveau der Leistungsströme ist dabei eingetreten? 

1) V A N E K , J . : International Trade: Theory and Economic Pol icy . 
Homewood/I l l . 1962, S. 24. 

2) Die EWG hat die c i f -Methode für die Aufstellung der Importe beibehalten. 
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Auch die vorliegende Arbeit wird sich mit diesem Fragenkomplex, allerdings 
unter der besonderen Rücksicht der Einwirkungen der EWG-Integration, befassen. 
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Z W E I T E R T E I L 
I N T E G R A T I O N S T H E O R I E UND E W G 

D i e theoret ischen Wirkungen der E W G 
auf die Handelsbi lanzen 

A . ABRISS DER INTEGRATIONSTHEORIE 

Die EWG ist, wie wir feststellen konnten, eine enge Form der Integration. Z u m 
besseren Verständnis ihrer Wirkungen auf den Handel der Mitgliedsländer e r ­
scheint es daher wicht ig , zuerst einen Überblick über die Integrationstheorie (A) 
zu geben, an den sich dann eine Untersuchung über die i m EWGV begründeten 
Beeinflussungsmöglichkeiten des Handelsverkehrs anschließt (B). 

I . K A P I T E L : 
THEORETISCHER R A H M E N DER INTEGRATIONSTHEORIE 

1 . T h e o r i e d e r k o m p a r a t i v e n K o s t e n 

Die Theorie der Außenwirtschaft umfaßt eine monetäre Theorie, die das V e r ­
hältnis von Zahlungsbilanz, Wechselkurs, Preis und Einkommen untersucht, und 
eine realwirtschaftliche oder reine Theorie, die die Einflußfaktoren auf das 
reale Austauschverhältnis sowie den Einfluß der Außenwirtschaft auf die Volks­
wohlfahrt erklärt. ^ Den grundlegenden Beitrag zur Analyse des Tau.* ;hvorteils 
i m Außenhandel leistete dabei RICARDO mit seiner Theorie der komparativen 
Kosten. 2 ) 

Für ihn stellt sich das eigentliche Problem bei der Erklärung der Außenhandels­
ströme nicht dann, wenn die Handelsländer bei einigen Gütern jeweils absolute 
Kostenvorteile vor ihren Tauschpartnern besitzen, sondern erst, wenn eine Han­
delsnation ihrem Partner in al len Produktionsgebieten kostenmäßig unterlegen 
ist. 

1) ROSE, K . : Theorie der Außenwirtschaft. Berlin-Frankfurt 1964, S. 35 ff. 
und S, 167 f f , ; derselbe: Entwicklung und Stand der Außenwirtschafts­
theorie, In: Theorie der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. S, 13 ff. 

2) RICARDO, P , : Grundsätze der Volkswirtschaft und Besteuerung. Jena 1905, 
S, 120 ff, 
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A m Beispiel eines Handelsvertrages zwischen England und Portugal machte 
RICARDO deutl ich, daß selbst in einem solchen problematischen Fa l l e in Waren­
austausch zwischen beiden Ländern vorteilhaft ist, wenn sich das al lsei t ig über­
legene Land nur auf die Produktion jenes Gutes konzentriert, dessen absoluter 
Kostenvorteil besonders groß ist, 1) Dagegen muß sich das al lsei t ig unterlegene 
Land nur auf die Produktion mit den relativ geringsten Kostennachteilen s p e z i a l i ­
sieren. Damit wies er nach, daß nicht die absoluten Kostenvorteile den Nutzen 
i m Außenhandel und somit den Austausch bewirken, sondern nur die vergleichs­
weise günstigere Produktion oder der komparative Tauschvorteil . 

Dieser Kern der Theorie erwies sich als unangreifbare Erklärung für die Entstehung 
des Außenhandels, obgleich sich in der Folgezeit einige Prämissen als zu w i r k l i c h ­
keitsfremd herausstellten. 2 ) 3 ) 

Eine entscheidende Verbesserung diesbezüglich erhielt die Theorie der K o m p a r a ­
tiven Kosten von G. HABERLER 4), der die Realkosten der Produktionsseite durch 
die Substitutions- oder Alternativkosten (opportunity costs) ersetzte. Da ja nicht 
al le Güter i m gleichen Umfang hergestellt werden können, muß sich jedes Land 
entscheiden, in welchem Verhältnis es die einzelnen Waren produzieren w i l l . 
Dies geschieht dadurch, daß den Realkosten der Produktion einer Gütermenge der 
Nutzensverzicht aus der entgangenen Produktion einer zusätzlichen Menge eines 
anderen Gutes gegenübergestellt wird. Der größte Spezialisierungsvorteil entsteht 

1) Zur zahlenmäßigen Durchführung des Beweisgangs v g l . HABERLER, G. : 
Der internationale Handel , Berlin 1933, S. 96 f f . ; - DERS. ; A Survey of 
International Trade Theory, Princeton 1961. 

2) Gemeint ist hauptsächlich das Zwei-Ländermodell, die Realkosten und die 
Vernachlässigung der Nachfrage, 

3) HESSE, H . : Die Bedeutung der Reinen Theorie des internationalen Handels 
für die Erklärung des Außenhandels in der Nachkriegszeit. Zft . für die 
gesamte Staatswissenschaft. Bd. 122/11, 1966, S. 223 ff, HESSE versucht 
dabei den Außenhandel mehr durch die Produktdifferenzierung zu erklären, 
da die Preisunterschiede in dieser Ze i t mehr eine Folge als eine Ursache 
des Außenhandels seien. Das treffe auch für die Expansion des EWG-Handels 
z u , 

4) HABERLER, G. : Der internationale Handel , S, 132 ff. V g l , u . a . ebenso 
KINDLEBERGER, C h . P , : International Economics, Homewood (Jll) 1953, 
S. 102 ff. G R A H A M , D . : The Theory of International Values, Princeton 
1948, S, 309? M A R C Y , G . : Economic internationale, Paris 1965, S. 53 ff. ; 
BORGIEL, L . : Die Theorie der komparativen Kosten unter besonderer Be­
rücksichtigung ihrer Fassung bei HABERLER G . (Diss. rer. p o l , ) . Erlangen 
1958, 
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dabei dann, we-nn ein Land die Güter, denen der geringste Nutzensverzicht bei 
den nicht produzierten Gütern gegenübersteht, exportiert, während die Güter, 
bei denen ein alternativ zu großer Nutzensentzug bei anderen Gütern entsteht, 
importiert werden. Solange diese Substitutionskosten der Länder differieren, 
sind auch die Tauschverhältnisse verschieden, so daß der Außenhandel ganz ent­
sprechend der Lehre RICARDOS zustandekommt. 1) 2 ) 

Bei marginalen konstanten Substitutionskosten wird das reale Austauschverhältnis 
nur durch die 'opportunity costs ' , ohne Berücksichtigung der Nachfrage, b e ­
st immt. Die Kostenbetrachtung a l l e i n kann das Tauschverhältnis aber nicht mehr 
erklären, wenn die marginalen Substitutionskosten steigen. Hier müssen die 
Nachfrageunterschiede gegenüber den produzierten Gütern i n den einzelnen 

1) Die Darstellung der Substitutionskosten geschieht durch die Transforma­
tionskurve, die von den Produktionsfunktionen und dem gegebenen Faktor­
angebot abgeleitet ist. Sie zeigt nach JOHNSON, H . G. : "the maximum 
amount of one commodity that can be produced, given a specified 
amount of the other to be produced". Money, Trade and Economic 
Growth. S. 30. 
Aufbauend auf PARETOs Vorarbeit wird die Nachfrageseite geometrisch 
mit Hi l fe gesellschaftlicher Indifferenzkurven, den geometrischen Orten 
aller Güterkombinationen mit dem gleichen Nutzen für die Gesellschaft, 
berücksichtigt. V g l . PARETO, V . : Manuel d'Economie Polit ique. Paris 
1909, S. 270 ff. , besonders aber LEONTIEF, W . : Die Anwendung von 
Indifferenzkurven bei der Analyse des internationalen Handels. In: 
Theorie der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. S. 135 ff. 

2) Bemerkenswerte neue Ansätze einer Außenhandelstheorie unternahm 
LORENZ, D. : Dynamische Theorie der internationalen Arbeitsteilung. 
Wirtschaftswissenschaftliche Abhandlungen. Heft 25, Berlin 1967. 
a) Durch Betonung der komplementären Außenhandelsstruktur gelingt es 

i h m , die Theorie auf unterschiedlich entwickelte Länder anzuwenden, 
b) Er arbeitet mi t e inem monopolistischen Marktmodel l , anstatt mit 

vo l lkommenem Wettbewerb. 
c) Er ersetzt die Kosten-/Preisvortei le durch 'Entwicklungsvortei le ' , d, h. 

aus der weltwirtschaftl ichen Entwicklung entstandene Vorzugsstellun­
gen einiger Länder. Damit kann er Außenhandels- und Entwicklungs­
theorie verknüpfen. 
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Ländern ergänzend hinzugezogen werden. 

Eine Weiterentwicklung erhielt die Theorie der komparativen Kosten auch von 
B, OHLINs Faktorproportionentheorie ^ \ der versuchte, die Ursachen der Kosten­
unterschiede i m Außenhandel festzustellen. Er kam zu dem Ergebnis, daß die 
Kostendifferenzen und somit die Spezialisierung sich nicht nur nach den Produk­
tivitätsunterschieden, sondern auch nach der relativ re ichl ichen Verfügbarkeit der 
Produktionsfaktoren richte, die sich in den verschiedenen Preisen niederschlage. 
Dabei hat der Freihandel die Tendenz, auch ohne Faktormobilität, die Faktor­
preise und damit auch die Warenpreise international auszugleichen. Dieses T h e o ­
rem von HECKSCHER - OHLIN 3 ) wurde von S A M U E L S O N stringent, aber unter 
irrealen Prämissen 4 ) dahingehend weiterentwickelt , daß sich der behauptete 
Faktorpreisausgleich nicht nur tendenziel l , sondern v o l l k o m m e n vol lz iehe 5 ) . 
Die Ergebnisse wurden von JOHNSON prägnant so zusammengefaßt: "different 
i n i t i a l endowments of factors of production give rise to differences in comparative 
costs, which i n turn give rise to trade; trade give rise to equal izat ion of commodity 
and factor prices, l eve l l ing out the scarcity of different factors i n different 
countries in the process of equalization of commodity prices" . ^) 

1) Durch Kombinat ion der Transformations- und Indifferenzkurven erhält man 
A . MARSHALLs Tauschkurve, die zugleich die reziproke Angebots- und 
Nachfragekurve ist (reciprocal demand curve), da sie die Export- und I m ­
portmengen eines Landes bei verschiedenen Preisverhältnissen angibt. Im 
Schnittpunkt der Tauschkurven beider Länder liegt dann das Gle ichgewichts-
austauschverhältnis. V g l . M A R S H A L L , A . : The Pure Theory of Foreign 
Trade. 3. A u f l , , London 1949. 

2) O H L I N , B . : Die Beziehungen zwischen internationalem Handel und interna­
tionalen Bewegungen von Kapi ta l und Arbeit . In: ROSE, K . (Hrsg.) : Theorie 
der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Köln-Berlin 1965, S. 31 ff. ; -
DERS. : Interregional and International Trade. Cambridge (Mass.) 1933. 

3) HECKSCHER, E . : The Effects of Foreign Trade on the Distribution of 
Income. In: Readings in the Theory of International Trade. London 1958, 

4) Z u den Prämissen v g l . M E A D E , J .E. : Probleme der Wirtschaftsunion souve­
räner Staaten. In: Probleme nationaler und internationaler Wirtschaftsord­
nung, Tübingen-Zürich 1955, S, 176 ff, 

5) S A M U E L S O N , P . : Der Ausgleich der Faktorpreise durch den internationalen 
Handel , In: ROSE, K , (Hrsg.) : Theorie der internationalen Wirtschaftsbe­
ziehungen, S. 69 ff. Ebenso bei LERNER, A . P . : Factor P r i c e s and Internatio­
nal Trade. Economica 1952, X I X , 

6) JOHNSON, H , G . : Money, Trade and Economic Growth. London, 1962, 
S, 29. 
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2 . K o m p a r a t i v e K o s t e n u n d F r e i h a n d e l 

Die Theorie der komparativen Kosten stellte aber von Anfang an nicht nur ein 
theoretisches Erkenntnismittel dar, um den Außenhandel zu erklären, sondern 
bezweckte g le ichze i t ig auch die Rechtfertigung des a l lgemeinen Freihandels 
als M i t t e l der Wohlfahrtssteigerung aller Staaten, bzw, mit gewissen Einschrän­
kungen auch aller Individuen 0 -0 

Je unbehinderter nämlich der Handel , desto höher die internationale Konkurrenz, 
die e inem Land eine vermehrte Verfügung über b i l l i g e r e , qualitat iv hochwert i ­
gere Güter aus dem Ausland verschafft, So wird jedes Land dazu gezwungen, 
seine Produktionsfaktoren möglichst effektiv einzusetzen, d . h . sich nach dem 
Gesetz der komparativen Kosten auf diejenige Güterproduktion zu spezial is ieren, 
die den relativ größten Vorte i l oder geringsten Nachte i l gegenüber anderen H a n ­
delsländern aufweist 2 ) . Zwar bedingt dies Anpassungen i n der Produktionsstruk­
tur oder Resourcenallokationen, aber es garantiert g le i chze i t ig die Optimierung 
der Produktionsstruktur und die größtmögliche Leistungsfähigkeit der Wirtschaft. 
Es können nämlich hierbei uneffizient eingesetzte Produktionsfaktoren eingespart, 
Hochkostenproduzenten e l iminier t und so Produktion und Exporthandel gesteigert 
werden. Zugle ich damit vermehrt sich aber auch die Importgüternachfrage nach 
den komparativ günstigeren Auslandsgütern. Die internationale Arbeitsteilung 
"stellt (also) Resourcen frei zur Produktion von Gütern, die sonst nicht produziert 
werden könnten und setzt Einkommen frei , um sie zu kaufen und zu nutzen. Auf 
diese Weise hebt der Handel das allgemeine Einkommen und ermöglicht einen 
höheren Lebensstandard als ohne Handel möglich wäre". 3) i m Regelfal l b e ­
schleunigt deshalb der liberalisierte Handel die Resourcenallokation und das 
Wachstum der Weltwirtschaft. 4 ) 

Da die Arbeitsteilung nämlich nur eine Produktions- und Exportsteigerung der 
Güter erlaubt, die gegenüber anderen Ländern am konkurrenzfähigsten sind, 
werden voraussichtlich nicht alle Produktionen eines Landes weitergeführt werden 
können, Dies muß notwendig in einer Länder- und gütermäßigen Handelsver­
schiebung für die einzelnen Handelspartner enden. "Je enger (nämlich) die V e r -

1) S A M U E L S O N , P . A . : Wohlstandsökonomik und internationaler Handel , In: 
ROSE, K . (Hrsg.) : Theorie der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, 
S, 159 ff, 

2) M I L L , J, S t , : Grundsätze der politischen Ökonomie, 2. Bd, , Jena 1921, 
S, 131 ff. ? - CEPES: Die freie Weltwirtschaft in der Bewährung, 1964, 

3) CEPES: a, a , 0 . , S. 68, 
4) S O H M E N , E, : Internationale Währungsprobleme. Frankfurt 1964, S, 71. 
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flechtung des Außenhandels zwischen mehreren Volkswirtschaften wird, umso 
mehr erhöht sich die Ausfuhr bei den konkurrenzfähigen und die Einfuhr bei den 
konkurrenzunfähigen Gütern. " ^) 

Dabei ist jedoch kaum mit einer absoluten Spezialisierung auf einzelne Güterka­
tegorien zu rechnen, bei der die Produktion ganzer Sektoren zugunsten anderer 
verlagert würde, sondern eher mit einer Spezialisierung innerhalb einzelner Güter­
kategorien, bei der jeweils spezialisierte Güter derselben Kategorie exportiert 
bzw. importiert werden ( intra- industry-special izat ion) . 

Offensichtlicher erscheint eine Spezialisierung der Unionländer auf einige Länder­
gruppen, da die Überschußländer erfahrungsgemäß ihren Handel vor al len Dingen 
mi t anderen Überschußländern expandieren, und weniger mit den Defizitländern. 2 ) 
Die Überschußländer können nämlich ihre Exporte nach überall h in erhöhen, wäh­
rend die Defizitländer mehr ihre Importe, kaum aber ihre Exporte vergrößern kön­
nen. Die mit der Exportexpansion verbundene Importerhöhung der Überschußlän­
der muß sich daher auf andere Gläubigerländer konzentrieren. Dies ist jedoch 
keine echte, sondern nur eine durch Ungleichgewichte hervorgerufene Arbeitstei ­
lung. 

Eine echte Arbeitstei lung der Länder würde erst dann eintreten, wenn sich trotz 
der Überschüsse bzw. Def iz i te Handelskonzentrationen zwischen den Gläubiger­
und Schuldnerländern v o l l z i e h e n würden. Diese wären ein Zeichen dafür, daß 
sich die Unterschiede i n der Konkurrenzfähigkeit, die die Ursache der Ungle ichge­
wichte waren, infolge der Spezialisierung ausgleichen würden. Der stimulierte 
Austausch würde verhindern, daß die Defizitländer ihre Importe einschränken und 
so die Arbeitsteilung abbremsen müßten. Sie könnten sich vielmehr auf die r e l a ­
t iv günstigen Exportgüter konzentrieren. 

3 . F r e i h a n d e l u n d I n t e g r a t i o n s t h e o r i e 

Dieser Freihandelsgedanke konnte beschränkt nur i m 19, Jahrhundert, kaum mehr 
aber während und nach den kritischen Jahren der Weltwirtschaftskrise Anwendung 
finden, zwang doch der Devisenmangel die Staaten lange Zei t zu Devisenbewirt­
schaftung, Abwertungen und bi la tera lem Handel . Obwohl sich diese Lage nach 
dem zweiten Weltkrieg anfangs noch zugespitzt hatte, wurde man sich doch bald 
wieder der Nachteile der Handels- und Zollbarrieren bewußt, behinderten diese 
doch die Handelsexpansion nicht nur direkt, indem sie den Austausch eines Groß-

1) SCHWEGLER, S . : a. a. O . , S. 126 f. 
2) SCHWEGLER, S . : a. a. O . , S. 122, 
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teils der Produktion unterbanden, sondern auch indirekt dadurch, daß sie den 
Ansporn zur Produktivität herabsetzten, 

Aus dieser Erkenntnis entstanden nicht nur politische Bemühungen, um die Schä­
den des Protektionismus zu beseitigen, sondern zugleich auch eine Reihe von 
theoretischen Versuchen,die Vorteile der Arbeitsteilung für Handel und Wohlstand 
erneut zu bekräftigen. In der Überzeugung, daß es unmöglich sei , wiederum in 
die Bahnen der l iberalen Weltwirtschaft zurückzukehren 1), wandelte man die 
bisherige, l iberale Theorie in die Theorie der Zol lunion um. 2 ) Den entschei­
denden Anstoß dazu gab 1950 die Pionierarbeit von L VINER 'The Customs 
Unions Issue' (London-New York), 3 ) 

Die Differenz z u m liberalen Weltwirtschaftssystem wird schon an der verwirren­
den Tatsache manifest, daß die Zo l lun ion , wenngleich aus verschiedenen Grün­
den, sowohl von Freihändlern wie von Protektionisten verteidigt und verworfen 
wird. 4) Von den Freihändlern wird sie zwar als Schritt zur Liberalisierung be ­
grüßt, g le ichze i t ig aber aus Furcht vor der Diskriminierung der Länder außerhalb 
der Union verworfen. 5) r_)ie Protektionisten dagegen verteidigen sie wegen der 
Ausdehnung des Zollschutzes gegenüber Drittstaaten auf al le Unionsländer, ver ­
werfen sie aber aus Furcht vor der erhöhten Konkurrenz innerhalb der Union . 

Die gle ichzei t ige Auslösung entgegengesetzter Bewegungen, d . h . eines größeren 
Freihandels verbunden mit Elementen größeren Schutzes, macht daher die Theo­
rie der Zol lunion zu einer Doktrin, die angibt, wie die Union zwar etwas besser 
machen kann als vorher, aber doch nicht das Beste erreicht. Daraus ergibt sich 
die Frage, ob die Zol lunion überhaupt einen Schritt zu einer optimaleren G e ­
samtsituation darstellt, handelt es sich doch auch bei ihr um ein System subopti-

1) PREDOEHL, A . : Das Ende der Weltwirtschaftskrise. a . a . O . , S. 61. 
2) Zur Entwicklung der Zollunionstheorie. LIPSEY, R. G , : The Theory of 

Customs U n i o n . A General Survey. In: E . J . , Bd. 70, S. 509 ff. 
3) VINERs Einfluß auf die weitere Entwicklung dieser Theorie war so best im­

mend, daß M E A D E , selbst einer der hervorragendsten Integrationstheoreti­
ker, schreiben konnte, die Integrationstheorie wäre voraussichtlich nicht 
in den jetzigen Bahnen entwickelt worden, hätte VINER nicht jene w e n i ­
gen, hochbedeutsamen Seiten verfaßt. M E A D E , J, E . : The Theory of 
Customs Unions, Amsterdam 1955, S. 33 f. 

4) JOHNSON, H . G . : Money, Trade and Economic Growth, London 1962, 
S, 46 f, 

5) Nach VINER ist die Zol lunion "e in seltsames Phänomen, das Freihändler 
und Protektionisten auf dem Gebiet der Handelspolitik vereint" . VINER, 
J , : op. c i t . , S. 41. 
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maier Situationen, Die sich damit beschäftigende Forschung hat die Frage i n ihrer 
sogenannten Theorie des Zweitbesten dahingehend beantwortet, daß man, wenn 
nur einige, nicht aber alle bisherigen Verletzungen des Wohlfahrtsoptimums aufge­
hoben werden, nicht von vornherein beantworten könne, welche Richtung die V e r ­
besserungen einschlagen. ^ M , a. W, gibt es "keine Möglichkeit . . . apriori v e r ­
schiedene Situationen vergleichend zu beurteilen, in denen einige O p t i m u m -
Bedingungen erfüllt sind und andere nicht" . 3 ) 

Daher ist für die Problematik einer Zol lunion festzuhalten, daß nicht von vorne­
herein mit Sicherheit konstatiert werden kann, ob eher als vorher mit einer Steige­
rung des Sozialprodukts zu rechnen ist. Es bedarf dazu einer speziel len Analyse der 
von VINER eingeführten Kriterien der Handelsschaffung und Handelsablenkung, 
sowie besonders der Untersuchung einiger Anfangsbedingungen der Z o l l u n i o n . Dies 
wird in den folgenden Kapi te ln vorgenommen. 

1) L I P S E Y / L A N C A S T E R : The General Theory of Second Best. In: Review of 
Economic Studies. 1956-57, S. 11 ff. 

2) JOHNSON, H . G . : op. c i t . , S. 42-47; - DERS. : The Cr i ter ia of Economic 
Advantage. In: The Free Trade Proposais. Oxford 1960, S. 33. 

3) N E U M A Y E R , K . : Die Theorie der Zol lunion (Diss. rer. p o l . ) , Köln 1962, 
S. 11 f. 
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I I . K A P I T E L : 
PRÄFERENZEFFEKTE DER Z O L L U N I O N X) 2 ) 

1 9 H a n d e l s s c h a f f u n g u n d H a n d e l s a b l e n k u n g 

Die Problematik einer Zol lunion liegt darin, eine Kombination von Freihan­
delsgebiet innerhalb der Union und Protektionsgebiet gegenüber der Außenwelt 
zu sein. Daraus resultieren verschiedenartige Wirkungen auf die Umverteilung 
der Handelsströme, die man i m Anschluß an VINER in Effekte der Handelsschaf­
fung bzw. der Handelsablenkung eintei l t . 3) 

1 . 1 . Handelsschaffung und Handelsexpansion 

Nicht jede Union bringt eine Handelsschaffung mit s ich. Handelten die Partner­
länder nämlich schon vor der Union unter optimalen Freihandelsbedingungen, 
sei es, daß Land A schon immer von B, als bi l l igstem Anbieter importierte, 
oder sei es, daß beide späteren Unionsländer A und B schon seit jeher von Dr i t t ­
ländern C , als bill igster Angebotsquelle ihre Importe bezogen, dann ändert 
auch die Union nichts daran. 

Bestand jedoch vor der Union in A und B eine geschützte Eigenproduktion, bei 
der B der bil l igere Anbieter war, dann führt der integrationsbedingte Zollabbau 
dazu, diese Eigenproduktion in Land A durch die ohne Zollschutz nunmehr b i l ­
l iger gewordene Produktion von B zu ersetzen. Diese Verschiebung von einem 
Hochkosten- zu einem Tiefkostenstandpunkt innerhalb der Union heißt Handels­
schaffung (trade creation), 4) sie ist immer e in Schritt in Richtung auf den 

1) Diese Präferenzeffekte entsprechen den 'Welfare' Erwägungen von 
E R D M A N , P , / R O G G E , P , : Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und 
die Drittländer. S. 15 ff. bzw. wegen der Abstraktion vom Zeitfaktor 
der 'Statik der Integration' von B A L A S S A , B , : The Theory of Economic 
Integration. London 1961, 1. T e i l . 

2) Eine eingehende preistheoretische Analyse der Präferenzeffekte lieferte 
POSER, K . : Die Wirkungen internationaler Präferenzsysteme auf Preise 
und Handelsströme. Berlin 1964. 

3) Da vorerst nur e in Gut betrachtet wird, haben wir es nach M E A D E , J . E . 
mit 'Primärwirkungen' zu tun: The Theory of Customs Unions, op. c i t , , 
S. 67. 

4) Zur Definit ion der Handelsschaffung v g l . VINER, J , : a . a . O . , S. 43; 
B A L A S S A , B. : a, a, O, , S. 26; SPRAOS, J . : The Condit ion for a Trade 
Creating Customs Union. In: E . J . Bd. 74, März 1964, S. 100 f . , um nur 
einige zu nennen. 
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Freihandel, entspricht jedoch nur den Optimalbedingungen, wenn B der absolut 
bil l igste Anbieter ist. ^ Suboptimal bleibt die Lage aber weiterhin, wenn der 
potentie l l bil l igste Anbieter außerhalb der Union l iegt , ohne jedoch wegen der 
Protektion in der Union konkurrenzfähig zu sein. In diesem letzteren F a l l ist die 
Union weniger produktiv als bei a l lgemeinem Freihandel, da sich der Handel 
nicht nach den absolut bi l l igsten Produktionsstandorten auf der Welt , sondern nur 
nach den relativ bil l igsten in der Union richtet. Dennoch ist die Produktion in der 
Union nun bi l l iger als die vormals geschützte Eigenproduktion des Partnerlandes A . 
Dabei beruht die Handelsschaffung auf einem Produktions- und einem Konsump-
tionseffekt. 2 ) Der positive Produktionseffekt betont den durch den Zollabbau her­
vorgerufenen relativen Kostenvorteil des Partnerlandes B, so daß sich dessen Pro­
duktion und Exporte auf Kosten von einer Produktionseinstellung und Importver­
mehrung i m Inland A ausdehnen. Dieser Effekt heißt auch Ländersubstitution ( inter-
country substitution), 3 ) 

Der zweite Substitutionseffekt der Handelsschaffung ist die Gütersubstitution ( inter-
commodity substitution) oder der positive Konsumptionseffekt, der in einer i n t e ­
grationsbedingten Nachfrageverschiebung von der heimischen Produktion zu v e r ­
schiedenartigen Substitutionsgütern der Partnerländer besteht, die neue Bedarfe 
decken bzw, alte Bedarfe besser zu decken vermögen als die heimischen Güter. 4 ) 

1) SPRAOS, J . : a .a .O. , S. 104, 
2) VINER, M E A D E und LIPSEY sehen die Handelsschaffung nur in Beziehung zur 

'Produktionsmaximierung' , also nur den Produktionseffekt, während sie die 
Konsumveränderungen i n den Rahmen der 'Handelsoptimierung' stellen, 
JOHNSON dagegen, auf den die neuere Analyse aufbaut, kennt für Handels­
ablenkung und -Schaffung je einen Produktions- und Konsumptionseffekt, 
die beide als positiv bezeichnet werden, um ihre Zugehörigkeit zur Handels­
schaffung auszudrücken. Bei der Handelsablenkung heißen sie negative Effek­
te. JOHNSON, H . G. : The European Common Market - Risk or Opportunity? 
In: WWA 79 (1957), S. 273. 

3) Zur graphischen Darstellung der Handelsschaffung v g l . JOHNSON, H . G . : 
Money, Trade . . op. c i t . , S, 53 f. 
LIPSEY, R, G . : The Theory of Customs Unions: Trade Diversion and Welfare. 
In: Economica, Febr. 1957, S. 40; DERS. : The Theory of Customs Union. 
A General Survey. In: E . J , , Sept. 1960, S. 504, 

4> Zur Erklärung des Substitutionseffekts: JOHNSON, H . G . : Money, Trade and 
Economic Growth, op. cit . , S, 53; B A L A S S A , B , : The Theory of Economic 
Integration, op. cit , , S. 57 ff, SCHLEICHER machte darauf aufmerksam, 
daß sich der Handel nicht steigern müsse, wenn sich nur die Handelszusam­
mensetzung verschiebe, SCHLEICHER, H , : Der Einfluß der europäischen, 
wirtschaftlichen Integration auf entwickelte Außenseiter, unter besonderer 
Berücksichtigung der Vereinigten Staaten von A m e r i k a . In: Zf t . für N a t i o n a l ­
ökonomie, Bd. 24, Heft 1/2, S. 145. 
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Dadurch steigt der Verbrauch der verschiedenen Unionsgüter auf Kosten der 
Binnenproduktion. 

Entsprechend dieser beiden Elemente hat die Handelsschaffung zwei Vorzüge: 
(1) sie erspart Produktionskosten bei den jetzigen Importgütern gegenüber der 
Eigenproduktion des Inlands e in , (2) sie erreicht durch den Ersatz der teureren 
Binnengüter durch andersartige Importe eine bi l l igere und höhere Bedarfsbefrie­
digung (consumer surplus). 

Nach dem Zollabbau können die Partnerländer also nur noch die Güter produzie­
ren und exportieren, deren Produktionskosten die um den Zollabbau verbi l l igten 
Importpreise nicht übersteigen. Auf Grund der Veränderung der Produktions­
und Nachfragebedingungen dehnt also jedes Unionsland nur die Güterproduktion 
mit den relativ günstigeren Herstellungskosten aus und gibt die Produktion w e n i ­
ger begünstigter Güter zugunsten der Importe aus den Partnerstaaten auf. Somit 
verschieben sich die Produktionsgrundlagen und wächst die internationale Arbei ts ­
tei lung. Denn an die Stelle der eingeschränkten Produktion treten nunmehr die 
Importe, während mit der Produktionsausdehnung bei den produktiven Sektoren 
die Exporte wachsen, Die spezialisierte Güterherstellung gilt zugle ich für al le 
Unionsländer, Durch den Begriff der Handelsschaffung soll also die Tendenz zum 
regional begrenzten Freihandelsideal, zur Handelsexpansion und zur erhöhten 
Arbeitsteilung zum Ausdruck kommen. 

1,2. Handelsablenkung und Verminderung der internationalen Arbeitsteilung 

Hat nun das Land A vor der Union mit B aus dem absolut bil l igsten Land C i m p o r ­
tiert , während B seine Produktion, die b i l l iger als A ist, vorher geschützt h ie l t , 
dann tritt nach der Zol lunion zwischen A und B eine totale Ablenkung der Import-
nachfrage von A aus C zugunsten von B e in , Denn durch die Zollsenkung sind die 
Produktionskosten von B b i l l iger geworden als die Produktionskosten von C i n k l u ­
sive Außenzoll der Union, der zusätzlich überwunden werden muß. Dies ist 
VINERs Handelsablenkung (trade diversion). Zwischen den Partnern hat die Präfe­
renz wiederum neuen Handel geschaffen, jedoch nur auf Kosten einer z o l l b e d i n g ­
ten künstlichen Verzerrung der eigentlichen Preisverhältnisse, Die Nachfrage 
wird von den an sich bi l l igeren Weltmarktpreisen abgelenkt, nur w e i l bei Land B 
die Zol le wegfallen. 1) 

1) Zur Definit ion siehe VINER, J , : op, cit , , S. 43; B E N T I C K , B. L. « 
Estimating Trade Creation and Trade Diversion. In* E, J, Bd. 73, Juni 
1963, S. 219 ff, ; KREININ, M . E. : On the 'Trade Diversion' Effect of 
Trade Preference-Areas. In: Journal of Pol i t i ca l Economy, Bd. 67, Heft 4 , 
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JOHNSON tei l t diese Handelsablenkung wiederum in zwei - diesmal negative -
Aspekte e in , einen Produktions- und einen Konsumptionseffekt. 

Der negative Produktionseffekt bezeichnet eine Produktionsallokation von eigent­
l i c h kostengünstigeren ausländischen Gütern, zu den an sich kostenungünstigeren, 
aber durch den Außenzoll relativ preisgünstiger gewordenen Gütern des Partnerlan­
des. Diese Produktionssteigerung ist e in unwirtschaftlicher Effekt, da die Produk-
tionsmaximierung nach Art des Freihandels verhindert wird. 

Da die neue Diskriminierung zwischen Union und Außenwelt das Preisverhältnis 
gewisser Außenhandelsgüter verändert, kommt es auch zu einem negativen K o n ­
sumptionseffekt. Obwohl die Drittimporte kostenmäßig b i l l iger sind, wendet sich 
die Nachfrage vermehrt den vom Z o l l befreiten und daher preisgünstigeren Sub­
stitutionsgütern der Union z u , Diese sind nunmehr fähig, dieselben Bedarfe zu 
geringerem Preis zu befriedigen. Denn für den Konsumenten kommt es nur auf 
die Preise i m Inland an und nicht auf die Realkostenunterschiede auf dem W e l t ­
markt. 2) 

1959, S. 389 ff. • S C I T O V S K Y , T . : Economic Theory and Western European 
Integration, op. c i t . , S. 55. Graphische Darstellung der Handelsablenkung 
bei : JOHNSON, H . G . ; Money, Trade and Economic Growth, op. c i t . : 
S, 54 f. Eine andere Graphik schlägt KREININ, M . E . : The 'Outer Seven' 
and the European Integration. In: AER, Bd. 50, Heft 3, Juni 1960, S. 376, 
vor. Nach HABERLERs Auffassung sind Handelsablenkungen ein unumgäng­
liches Ergebnis von Zol lunionen. "Präferentielle Zollsenkungen sind fast 
immer teilweise, oft ausschließlich handelsverzerrend. " HABERLER, G . : 
Die wirtschaftliche Integration Europas. In: Wirtschaftsfragen der freien 
Welt . Frankfurt 1957, S. 527, Derselben Meinung ist auch K U E N G , E . : 
Rückwirkungen der EWG auf die übrigen westeuropäischen Länder. In: W e l t ­
wirtschaftliche Probleme der Gegenwart. Berlin 1965, S. 267 f. 

1) Der negative Produktionseffekt "refers to the extra cost of producing a 
commodity in the partner country rather than in the foreign country as trade 
diversion shifts the sources of supply from lower-cost (foreign) to higher-
cost (partner) producers", B A L A S S A , B , : The Theory of Economic Integra­
t ion, op. c i t . , S. 27. 

2) VINER kannte in seiner restriktiven Analyse nur den Produktionseffekt, da 
er fixen Warenkonsum, unabhängig von der relativen Preisstruktur (d . h. eine 
Preiselastizität der Nachfrage von Nul l ) , annahm. Der Einbau der Gütersub­
stitution in die Theorie wurde dann von verschiedenen Autoren nachgeholt: 
M E A D E , J, E . : The Theory of Customs Unions, op. c i t . , S. 44 ff. ; LIPSEY, 
R. G . : The Theory of Customs Unions: Trade Diversion and Welfare, a, a. O, , 
S. 40 ff. ; GEHRELS, F . : Customs Unions from a Single Nations Viewpoint. 
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Die Diskriminierung von Exporteuren wegen ihrer Nicht-Zugehörigkeit zum 
Präferenzsystem läuft Gefahr, die komparativen Kosten als Bestimmungsfaktor 
von Produktionsstruktur und Außenhandel auszuschalten und statt dessen aus­
schließlich die Präferenzerwägung über die Handelsausrichtung entscheiden zu 
lassen. Damit werden die Produktionsfaktoren von den effekt iven, rationellen 
Einsatzstellen abgezogen und einer ungünstigeren Verwendung zugeführt. Dies 
ist ein Rückschlag für die internationale Arbeitstei lung, dere ine Produktions-
maximierung und Handelsoptimierung verhindert. Der internationale Wettbe­
werb ist seiner Auslesefunktion gemäß der vergleichsweisen Hohe der Selbstko­
sten beraubt und die Standortwahl erfolgt nicht mehr nach den Kriter ien natür­
l icher Produktionsvorteile und schmälert daher die Ergiebigkeit des Wirtschafts-
prozesses. 

So steigt der durch den Zol labbau induzierte neue Handel nur zu einem T e i l , 
nämlich aus der Handelsschaffung, wegen einer rationelleren Faktorverwendung. 
Der andere T e i l dagegen expandiert wegen einer Verschiebung von der Außen­
welt in die Union h ine in ; bei dieser Handelsablenkung spezialisieren sich die 
Partner untereinander, obwohl eine Arbeitsteilung zwischen der Union und der 
Außenwelt ökonomisch ergiebiger wäre. 

2 , A n f a n g s b e d i n g u n g e n d e r Z o l l u n i o n u n d H a n d e l s e n t ­
w i c k l u n g 1) 

Im folgenden ist nun zu untersuchen, ob die Handelsschaffung oder die Handels­
ablenkung in einer Zo l lun ion wie der EWG überwiegen werden. Darüber ent­
scheiden vor a l l e m drei Anfangsbedingungen einer Union: Zollstruktur, Angebots­
und Nachfrageverhältnisse und die Größe der Union, 

In: Review of Economic Studies, 1956/1957, No. 1, S. 61 ff. Doch macht 
LIPSEY darauf aufmerksam, daß GEHRELS nur den positiven Konsumptions­
effekt erwähnt, LIPSEY, R. G , : M r , GEHRELS on Customs Unions, ebenda, 
1956/57, No. 3, S. 211 f. 

1) Fast a l le großen Integrationstheoretiker wie VINER, ME A D E , JOHNSON, 
B A L A S S A , um nur einige der hervorragendsten zu nennen, haben sich mit 
diesen Bedingungen auseinandergesetzt. Besonders erwähnenswert ist die 
übersichtliche Systematik bei M E A D E , J . E . : The Theory of Customs 
Unions, op, c i t . , S. 107 ff. 
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Übereinstimmend wird der ursprünglichen Zollhöhe ein bedeutender Einfluß auf die 
spätere Handelsentwicklung innerhalb und außerhalb der Union zugebi l l ig t . 

Je höher nämlich das durchschnittliche Zol lniveau der Partnerländer war, desto 
größer werden nach der Zollsenkung auch die positiven Produktions- und Konsum­
tionseffekte i n der Union sein, die den Binnenhandel expandieren lassen. ^ 

Je niedriger g l e i c h z e i t i g der gemeinsame Außenzoll gegen die Importe aus der 
Außenwelt und der Z o l l auf die Exporte der Union in die Außenwelt ausfallen, 

2) 

desto stärker wird g le i chze i t ig auch der Extra-Unionshandel expandieren können. ' 

2. 2. Raumfaktoren der Z o l l u n i o n und Handelsentwicklung 

A u c h die räumlichen Faktoren der Zol lunion spielen bei der Bestimmung der H a n ­
delseffekte eine wichtige Rolle. Darunter ist vor a l l e m die Beeinflussung der Pro­
duktions- und Konsumtionseffekte durch die Größe der Union und die wirtschaft l i ­
che Distanz der Partnerstaaten zu verstehen, 
a) Dimension der Zo l lun ion 

Die wünschbare Größe einer Zol lunion ist in der Integrationstheorie umstritten. 
Während die Verteidiger einer kleinen Union deren Zwang zu größerem Außenhan­
del und m i n i m a l e m Protektionismus betonen, stützen sich die Verfechter einer 
möglichst großen Union, unserer Meinung nach berechtigt, auf folgende zwei 
A rgumente: 
Es sei r icht ig , daß eine kleine Zol lunion eine gewisse internationale Arbeitsteilung 
erreiche 3), doch gelinge es einer großen Union in verstärktem Maße sich den 

1) Näheres bei B A L A S S A , B . : The Theory of Economic Integration, op. cit . 
S. 44. 

2) Hierzu M E A D E , J. E. : a. a. O. , S. 109 f, 
3) Dies ist die Auffassung von ROEPKE, W . : Gemeinsamer Markt und Freihan­

delszone. In: Ordo, Bd. X , 1958, S. 53; R O T H S C H I L D , K . : Kleinstaat und 
Integration. In: W W A , Bd. 90, Heft 2, 1963, S. 239; K U Z N E T S , S. : 
Economic Growth of S m a l l Nations. In: Economic Consequences of the Size 
of Nations, London-New York 1963, S. 18 ff. Jene Theoretiker hätten mit 
ihrem Argument durchaus recht, wenn VINER, mit i h m die übrigen V e r t e i d i ­
ger möglichst großer Zol lunionen, nicht als Prämisse eine unveränderte H a n ­
delspolitik in der neuen Zol lunion annehmen würden. Tatsächlich kommt ja 
alles darauf an, ob sich die neue Union 'inward looking ' oder 'outward 
looking ' in ihrer Handelspolit ik verhält. 
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al lgemeinen, weltweiten Freihandels- und Spezialisierungsbedingungen anzugle i ­
chen. ^ M i t zunehmender Größe der Union entstehe nämlich eine Handelsver­
flechtung unter den vie len Partnerländern, die kaum noch von negativen Produk­
t ions- und Konsumtionseffekten der Handelsablenkung begleitet sein werde, da 
ja nur noch wenige wichtige Drittstaaten der Union fernblieben. Zugle ich mit 
der größeren Arbeitsteilung und den sinkenden Produktionskosten, bestünden in 
der größeren Union auch vermehrte Möglichkeiten von Massenproduktion und 
Stückkostensenkung. 2 ^ 

b) Geographische Nähe und Transportkosten in der Zol lunion 

Eine wirklichkeitsnahe Zollunionstheorie muß auch die Transportkosten und die 
geographische Nähe der Partnerländer berücksichtigen. Dabei geht es um eine 
Verbindung beider Größen, da für den Handel nicht so sehr die geographische, 
sondern die Ökonomisch relevante Distanz, d. h . die mit den Transportkosten 
gewichtete geographische Distanz, ausschlaggebend ist. 

Eine Union Ökonomisch nahegelegener Staaten ist nach BALASSA aus zwei Grün­
den wünschenswert: 

(1) Je geringer die Wirtschaftsdistanz, desto größer ist die Möglichkeit einer 
Handelsexpansion in der Union durch den positiven Produktionseffekt, da dann 
kaum noch e in geographischer Schutz besteht. 3) Gle ichze i t ig werden auch eher 
die negativen Produktionseffekte vermieden, denn wie die enge negative Korre­
lation zwischen Wirtschaftsentfernung und Haupthandelsströmen zeigt , wickelte 

1) VINER, J , : The Customs Unions Issue, op. c i t . , S. 51; M E A D E , J . E . : 
The Theory of Customs Unions, op. c i t . , S. 109; TINBERGEN, J. : Customs 
Unions: Influcence of their Size on their Effect. In: Zf t , für die gesamte 
Staats Wissenschaft, Bd. 113, Heft 3, S. 404-414; MEYER, F. W. : Über die 
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sich schon vor der Union der meiste Handel mit den späteren Unionspartnern ab. 

(2) Je geringer die Wirtschaftsdistanz, desto größer ist auch der positive K o n ­
sumtionseffekt, da die Ähnlichkeit der Geschmacksstruktur die Substitution der 
Binnenproduktion durch die Importe erleichtert. 

2. 3. Bedeutung der ehemaligen Wirtschaftsstruktur späterer Unionspartner 

Eng mit dem vormaligen Zollschutz verbunden hat sich unter den ehemals ge­
trennten Partnerländern eine Wirtschaftsstruktur herausbilden können, deren 
Komplementarität oder Substitutionalität als ein bedeutendes, nach einigen so­
gar als das bedeutendste Bewertungskriterium der zu erwartenden Handelswirkun­
gen anzusehen ist. ^ 

a) Kostenkomplementarität oder -substitutionalität und Zol lunion 

Handelspartner sind in ihrem Angebot bzw. in ihren Kosten substitutional 2), 
wenn sich auf Grund der ähnlichen Kostenstruktur die Produktionsprogramme über­
schneiden konnten. Dagegen sind sie kostenkomplementar (dissimilar costs), 
wenn ihre Produktionsausrichtung differiert, da die Herstellungskosten bei g l e i ­
chen Gütern zu unterschiedlich sind. 

VINER hält nun die komplementären Unionen für unvorteilhaft, dagegen die 
Unionen rivalisierender Staaten immer für günstig. Je mehr ähnliche Güter näm­
l i ch vor der Union unter einer protektionistisch verzerrten Produktionsstruktur her­
gestellt werden konnten, desto größer ist der Spielraum des neuen Wettbewerbs 
innerhalb der Union, um die Spezialisierung der Produktion und damit die 
Handelsexpansion voranzutreiben. ^ Nur wenn die Unionspartner vorher Rivalen 
in der Güterproduktion waren, können sie in der Union die Vortei le der Handels-

1; LIESNER, H . : Regional Free Trade: Trade-Creating and Trade-Divert ing 
Effects of P o l i t i c a l , C o m m e r c i a l and Monetary Areas. In: HARROD, R. F. / 
H A G U E , D . (Hrsg.) : International Trade Theory in a Developing World. 
London 1963, S. 196. 

2) M A C K O V E R , H . / M O R T O N , G . : A Constribution Towards a Theory of 
Customs Unions. In: E. J. , V o l . 63, März 1953, S. 35. 

3) VINER steht mit seiner Auffassung in genauem Gegensatz zu früher vertre­
tenen Anschauungen, welche gerade komplementäre Unionen für besonders 
vorteilhaft hiel ten, VINER, J , : op. c i t . , S. 51. 
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expansion nutzen. Dieser 'Überlappungsgrad' der Produktion ist umso größer, 
je höher die Zollprotektion und je geringer die Kostendifferenzen bisher waren. 

Dennoch kommt es genau genommen nicht auf die aktuelle Komplementarität 
oder Rivalität a l l e in an, sondern vor a l l e m auf die potentielle Komplementarität 
der Wirtschaftsstrukturen. Der positive Produktionseffekt der Handelsschaffung in 
der Union, d . h . die Ausschaltung der Grenzproduzenten ist nämlich dann desto 
größer, je aktuell ähnlicher und je potentiel l komplementärer die Partnerländer 
nach dem Zollabbau sind. 2 ) Je geringere Kostendifferenzen zugle ich zwischen 
der Union und der Außenwelt bestanden, desto geringer wird auch der negative 
Produktionseffekt der Handelsablenkung ausfallen. 

Die Voraussetzung der bisherigen Analyse war die Möglichkeit der Produktions­
steigerung zu konstanten Grenzkosten, d . h . unendlicher Angebotselastizität. 
Unter der Annahme der Kostenprogression dagegen (decreasing returns to scale) 
muß die Spezialisierung in der Union unvollständig bleiben, da zugle ich mit der 
Produktionssteigerung des kostengünstigsten Produkts auch dessen Produktionsko­
sten steigen, während sich die Kostensituation des kostenungünstigeren Gutes 
g le ichze i t ig verbessert. 3) Somit werden die ehemaligen Anbieter nicht v o l l 
durch neue ersetzt und die Handelsschaffung vorzei t ig abgeschwächt. Sie erreicht 
ihren Stillstand bei der Angleichung der gegenläufigen Kostenniveaus, Anderseits 
wird aber auch die Handelsablenkung abgeschwächt, da die Produktionseinschrän­
kung in der Außenwelt deren Kosten tendentiel l senken und somit die Exporte 
langsam wieder konkurrenzfähiger machen wird. 
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Ordo, Bd. X , 1958, S. 56. 

2) Es ist das Verdienst von MEADE und M A C K O V E R - M O R T O N , auf die feh­
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mehr müssen die aktuell ähnlichen Lander potentiell komplementär wer­
den. STREETEN, P . : Common F a l l a c i e s About the Common Market. In: 
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